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Gesetzentwurf
der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Erhéhung und Beschleunigung
des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land

A. Problem und Ziel

Die deutsche Klima-, Energie und Wirtschaftspolitik ist auf den 1,5-Grad Klima-
schutz-Pfad ausgerichtet, zu dem sich die Européische Union im Klimaschutz-
Abkommen von Paris verpflichtet hat. Das Klimaschutzgesetz sieht Treibhaus-
gasneutralitdt bis zum Jahr 2045 vor. Im Friihjahr 2022 hat der Krieg in der Uk-
raine erneut die hohe Bedeutung einer von fossilen Energieressourcen unabhin-
gigen Energieversorgung verdeutlicht. Die Beschleunigung des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien ist vor diesem Hintergrund nicht nur klimapolitisch, sondern
auch geopolitisch und 6konomisch geboten.

Um den Ausbau der erneuerbaren Energien drastisch zu beschleunigen und die
Klimaschutzziele zu erreichen, legt die neue Bundesregierung im Jahr 2022 ein
umfassendes Klimaschutz-Gesetzgebungspaket vor. Mit dem Erneuerbaren-Ener-
gien-Gesetz (EEG) 2023 werden die Ausbauziele fiir erneuerbare Energien deut-
lich angehoben. Im Jahr 2030 sollen demnach 80 Prozent des in Deutschland ver-
brauchten Stroms aus erneuerbaren Energien stammen, um im Jahr 2045 Treib-
hausgasneutralitit zu erreichen. Unter Berlicksichtigung des wachsenden Strom-
bedarfs muss die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien von knapp 240 Ter-
rawattstunden (TWh) im Jahr 2021 auf 544 bis 600 TWh im Jahr 2030 erhoht
werden. Um die neuen Ausbauziele zu erreichen, legt das EEG 2023 deutlich an-
gehobene Ausbaupfade und Ausschreibungsmengen fiir die einzelnen Technolo-
gien zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien fest. Bei der Windener-
gie an Land werden die Ausbauraten auf ein Niveau von 10 Gigawatt (GW) pro
Jahr gesteigert, sodass im Jahr 2030 insgesamt rund 115 GW Wind-Leistung in
Deutschland installiert sein sollen. Mittel- und langftristig soll die installierte Lei-
tung auf 157 GW im Jahr 2035 und 160 GW im Jahr 2040 ansteigen und auch
nach 2040 auf dem Niveau von 160 GW erhalten bleiben.

Um die EEG-Ziele im Bereich der Windenergie an Land zu erreichen, sind flan-
kierende MaBinahmen erforderlich, die mit diesem Gesetz getroffen werden. Sie
sollen die wesentlichen Hemmnisse fiir den Ausbau der Windenergie an Land be-
seitigen und diesen dadurch deutlich beschleunigen.

Fiir den Ausbau der Windenergie an Land ist dem Mangel an verfiigbarer Flache
Abhilfe zu schaffen. Zur Erreichung der EEG-Ausbauziele miissen zwei Prozent
der Bundesflache fiir die Windenergie an Land ausgewiesen werden. Dies erfor-
dert mehr als eine Verdoppelung der aktuell ausgewiesenen Flache. Derzeit sind
nur rund 0,8 Prozent der Bundesflache fiir die Windenergie an Land ausgewiesen,
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tatsdchlich verfiigbar sind lediglich 0,5 Prozent. Zudem sind die Flichenauswei-
sungen fiir Windenergieanlagen im Bundesgebiet sehr ungleich verteilt.

Mit Blick auf die Ausbauziele des EEG 2023 miissen auch die Flachenziele zeit-
lich ambitioniert sein. Es bedarf daher dringend einer Beschleunigung der Pla-
nungsverfahren. Derzeit dauert die Ausweisung von Windenergiegebieten je nach
Komplexitit 5 bis 10 Jahre. Mangels klarer gesetzlicher Mengenvorgaben hat die
Rechtsprechung eine aufwendige Planungsmethodik entwickelt. Die Anforderun-
gen der sogenannten ,,Substanzrechtsprechung® sollen gewihrleisten, dass der
Windenergie an Land substanziell Raum verschafft wird, sind in der praktischen
Handhabung aber schwierig, verkomplizieren und verlangsamen die Planungsver-
fahren und fithren zu Rechtsunsicherheit.

Hemmnisse flir den Windenergieausbau insbesondere im Bereich des Genehmi-
gungsrechts sollen durch weitere Regelungsvorhaben beseitigt werden, etwa zur
besseren Vereinbarkeit von Windenergie und Artenschutz.

B. Losung

Mit dem Windenergiefldchenbedarfsgesetz (WindBG) werden den Landern ver-
bindliche Flachenziele (sogenannte Flichenbeitragswerte) vorgegeben. Die Fla-
chenbeitragswerte leiten sich aus den EEG-Ausbauzielen her und bilden damit die
energiewirtschaftlichen Flachenbedarfe ab. Ebenfalls beriicksichtigt sind die er-
forderlichen Realisierungszeitraume fiir Genehmigung und Bau von Windener-
gieanlagen an Land nach Inkrafttreten entsprechender Flichenausweisungen. Um
die rechtzeitige Erreichung der im EEG 2023 vorgesehenen Ausbaumengen fiir
Windenergie an Land sicherzustellen, miissen die dafiir notwendigen Flachen mit
einem entsprechenden zeitlichen Vorlauf von mindestens drei bis vier Jahren be-
reitgestellt werden. Das Gesamtziel von zwei Prozent der Bundesfliche wird
durch einen Verteilungsschliissel sachgerecht und transparent zwischen den Lén-
dern verteilt. Dabei werden die vorhandenen Fldachenpotenziale fiir den Ausbau
der Windenergie an Land in den Landern beriicksichtigt. Um eine kontinuierlich
steigende Flachenausweisung sicherzustellen, werden Zwischenziele festgelegt.
Durch die Mengenvorgaben werden die komplexen Anforderungen des ,,Sub-
stanzgebotes* abgeldst und die Flichenbedarfe an die energiewirtschaftlichen Be-
darfe gekoppelt. Die Planungsmethodik und ihre gerichtliche Kontrolle werden
vereinfacht, dadurch wird die Planung beschleunigt und die Rechtssicherheit er-
hoht.

Die verbindlichen Flichenziele nach dem WindBG sollen hierzu in die Systema-
tik des Bauplanungsrechts des Baugesetzbuchs integriert werden. Der planeri-
schen Steuerung durch die Ausweisung von Windenergiegebieten soll im Ergeb-
nis nur noch dann Ausschlusswirkung zukommen, wenn die Flidchenziele erreicht
werden. Andernfalls sollen Windenergieanlagen im gesamten Planungsraum pri-
vilegiert zuléssig sein. Hierdurch wird zugleich sichergestellt, dass flir den Wind-
energieausbau in jedem Fall Fliachen im erforderlichen Umfang zur Verfiigung
stehen. Landesrechtliche Mindestabstandsregelungen auf der Grundlage der so-
genannten Landerdffnungsklausel des BauGB sollen weiterhin mdglich sein. Sie
sollen an die Erfiillung der Pflichten nach dem WindBG gekoppelt werden, ins-
besondere miissen die Flachenziele erreicht werden. Die Lénder sollen aber ver-
pflichtet werden zu regeln, dass die Mindestabsténde nicht fiir Flachen gelten, die
planerisch fiir Windenergieanlagen ausgewiesen sind.

C. Alternativen

Keine. Das Gesetz ist zur Erreichung der ambitionierten Klimaschutzziele und der
dadurch bedingten Ausbauziele fiir die Windenergie an Land erforderlich. Die
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moglichen Verteilungsschliissel fiir die Berechnung der Flachenziele fiir die ein-
zelnen Lander wurden frithzeitig im EEG-Bund-Lénder-Kooperationsausschuss
mit den Landern diskutiert.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Es fallen keine Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand an.

Eventuelle Mehrbedarfe im Bereich des Bundes sind finanziell und (plan-)stellen-
méBig im Rahmen der im jeweiligen Einzelplan zur Verfligung stehenden Mittel

zu realisieren, ohne Préjudiz fiir laufende oder zukiinftige Haushaltsverhandlun-
gen.

E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erfillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen
und Biirger.

E.2 Erfiullungsaufwand fir die Wirtschaft

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand fiir die Wirt-
schaft.

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Fiir die Verwaltung erhoht sich der jahrliche Erfiillungsaufwand um 108 000
Euro. Davon entfallen 25 000 Euro auf den Bund und 83 000 Euro auf die Lénder.
Der einmalige Erfiillungsaufwand betrdgt rund 30,769 Millionen Euro, welcher
vollsténdig bei den Léndern (inklusive Kommunen) anfillt. Dies ist insbesondere
auf die Anpassungen der Raumordnungspléne zuriickzufiihren.

F. Weitere Kosten

Die weiteren Kosten werden im weiteren Verfahren berechnet und nachgetragen.
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Entwurf eines Gesetzes zur Erhohung und Beschleunigung
des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Festlegung von Flichenbedarfen fiir Windenergieanlagen an Land

(Windenergiefliichenbedarfsgesetz — WindBG)

§1
Ziel des Gesetzes

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, im Interesse des Klima- und Umweltschutzes die Transformation zu
einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollstdndig auf erneuerbaren Ener-
gien beruht, durch den beschleunigten Ausbau der Windenergie an Land zu fordern.

(2) Hierfiir gibt dieses Gesetz den Landern verbindliche Flachenziele (Flachenbeitragswerte) vor,
die fiir den Ausbau der Windenergie an Land benétigt werden, um die Ausbauziele und Ausbaupfade des
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zu Sofortmalinahmen fiir einen beschleunigten Ausbau
der erneuerbaren Energien und weiteren Mafinahmen im Stromsektor| gedndert worden ist, zu erreichen.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Windenergiegebiete:

folgende Ausweisungen von Fldchen fiir die Windenenergie an Land in Raumordnungs- oder Bau-
leitplénen:

a) Vorranggebiete und mit diesen vergleichbare Gebiete in Raumordnungspldnen sowie Bauge-
biete in Flichennutzungsplédnen und Bebauungsplinen;

b) fiir die Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1 zusétzlich Eignungs- und Vorbehaltsge-
biete in Raumordnungspldnen, wenn der Raumordnungsplan spétestens am ...[einsetzen: Da-
tum des Tages ein Jahr nach dem Inkrafttreten nach Artikel 5 dieses Gesetzes] wirksam gewor-
den ist;

2. Rotor-innerhalb-Flichen:

Flachen im Sinne der Nummer 1, die in einem Raumordnungsplan oder Bauleitplan ausgewiesen
wurden, der bestimmt, dass die Rotorblétter von Windenergieanlagen innerhalb der ausgewiesenen
Fléache liegen miissen, oder der keine Bestimmung im Hinblick auf die Platzierung der Rotorblatter
auBlerhalb einer ausgewiesenen Flache trifft;
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3.  Windenergieanlagen an Land:

jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus Windenergie, die keine Windenergieanlage auf See im
Sinne des § 3 Nummer 11 des Windenergie-auf-See-Gesetzes ist.

§3
Verpflichtungen der Linder

(1) Injedem Bundesland ist ein prozentualer Anteil der Landesfldche nach Maligabe der Anlage 1
zu diesem Gesetz (Flachenbeitragswert) fiir die Windenergie an Land auszuweisen. Dabei sind bis zum
31. Dezember 2026 mindestens die Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1 und bis zum 31. De-
zember 2032 mindestens die Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 2 auszuweisen. Zum Zwecke der
Bestimmung der Grofle der hiernach auszuweisenden Flachen ist die Groe der Landesflachen der Bun-
deslander insgesamt der Anlage 1 Spalte 3 zu entnehmen.

(2) Die Lénder erfiillen die Pflicht nach Absatz 1, indem sie

1. die zur Erreichung der Flichenbeitragswerte notwendigen Flachen selbst in landesweiten oder regi-
onalen Raumordnungsplédnen ausweisen oder

2. eine Ausweisung der zur Erreichung der Flachenbeitragswerte notwendigen Fldchen durch von ihnen
abweichende regionale oder kommunale Planungstréiger sicherstellen; dabei legt das jeweilige Land
hierzu regionale oder kommunale Teilflichenziele fest, die in Summe den Flachenbeitragswert er-
reichen, und macht diese durch ein Landesgesetz oder als Ziele der Raumordnung verbindlich.

Im Fall des Satzes 1 Nummer 1 kann das Land durch ein Landesgesetz oder als Ziele der Raumord-
nung regionale Teilflichenziele fiir eigene regionale Raumordnungspline festlegen, die in Summe
die Flachenbeitragswerte erreichen.

(3) Die Léander sind auBerdem verpflichtet, bis zum 31. Mai 2024 im Rahmen ihrer Berichterstat-
tung nach § 98 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes einmalig Folgendes nachzuweisen:

1. im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 Planaufstellungsbeschliisse zur Ausweisung der zur Errei-
chung der Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1 notwendigen Fléchen,

2. im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 das Inkrafttreten von Landesgesetzen oder
Raumordnungsplénen, die regionale oder kommunale Teilflachenziele festsetzen; dabei miissen die
Teilflachenziele in der Summe den Flachenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 1 fiir das Land errei-
chen.

§4
Anrechenbare Flache

(1) Fiir die Windenergie an Land im Sinne des § 3 Absatz 1 ausgewiesen sind alle Flachen, die in
Windenergiegebieten liegen. Soweit sich Ausweisungen in Plédnen verschiedener Planungsebenen auf die-
selbe Flache beziehen, ist die ausgewiesene Flache nur einmalig auf den Flachenbeitragswert anzurech-
nen. Auf den Flachenbeitragswert nach Anlage 1, Spalte 2 werden auch Flachen angerechnet, die keine
Windenergiegebiete sind, wenn sie im Umkreis von einer Rotorblattlinge um eine Windenergieanlage
liegen und der jeweilige Planungstrager dies in dem Beschluss nach § 5 Absatz 1 feststellt. Die Anrech-
nungsmdglichkeit besteht nur, solange die Windenergieanlage in Betrieb ist.

(2) Ausgewiesene Flachen sind anrechenbar, sobald und solange der jeweilige Plan wirksam ist.
Soweit ein Plan durch Entscheidung eines Gerichtes fiir unwirksam erklirt oder dessen Unwirksamkeit
in den Entscheidungsgriinden angenommen worden ist, bleiben die ausgewiesenen Fléchen fiir ein Jahr
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ab Rechtskraft der Entscheidung weiter anrechenbar. Ein Plan, der vor Ablauf der in § 3 Absatz 1 Satz 2
genannten Stichtage beschlossen, aber noch nicht wirksam geworden ist, wird fiir siecben Monate ab Be-
schluss des Plans angerechnet.

(3) Ausgewiesene Flachen nach Absatz 1 sind grundsétzlich in vollem Umfang auf die Flachenbei-
tragswerte anzurechnen. Rotor-innerhalb-Flichen sind nur anteilig auf die Fldchenbeitragswerte anzu-
rechnen. Hierfiir ist mittels Analyse der standardisierten Daten geografischer Informationssysteme (GIS-
Daten) flachenscharf der einfache Rotorradius abziiglich des Turmfuf3radius einer Standardwindenergie-
anlage an Land von den Grenzen der ausgewiesenen Flidche abzuziehen. Der Rotorradius einer Standard-
windenergieanlage an Land abziiglich des TurmfufBradius wird zu diesem Zweck mit einem Wert von 75
Metern festgesetzt. Rotor-innerhalb-Fliachen, fiir die keine GIS-Daten vorliegen, werden abhéngig von
ihrer GesamtgroBe mit den Anrechnungsfaktoren nach Anlage 2 angerechnet.

§5
Feststellung und Bekanntmachung des Erreichens der Flichenbeitragswerte

(1) Der Planungstréger stellt in dem Beschluss iiber den Plan fest, dass der Plan mit den Flachen-
beitragswerten oder mit den Teilflichenzielen nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 im Ein-
klang steht; dabei ist der Flachenbeitragswert oder das Teilflichenziel unter Angabe des jeweiligen Stich-
tages nach Anlage 1 zu bezeichnen und auszufiihren, in welchem Umfang Fldchen nach § 4 Absatz 1
Satz 3 angerechnet wurden. Bedarf der Plan der Genehmigung, trifft die nach Landesrecht zustindige
Stelle die Feststellung nach Satz 1 in ihrer Genehmigungsentscheidung. Die Feststellung nimmt an der
Bekanntgabe oder der Verkiindung des Plans, der Genehmigung oder des Beschlusses teil, die jeweils
nach den dafiir einschldgigen Vorschriften erfolgt.

(2) Werden die Flichenbeitragswerte oder die daraus abgeleiteten regionalen oder kommunalen
Teilflachenziele nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 ohne eine Ausweisung von neuen Wind-
energiegebieten erreicht, stellt ein Planungstrager dies bis zu den in § 3 Absatz 1 Satz 2 genannten Zeit-
punkten fest. Die Feststellung ist 6ffentlich bekannt zu geben oder zu verkiinden.

(3) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz stellt bis zum 31. Juni 2024 fest, ob
und welche Lénder ihre Nachweispflicht nach § 3 Absatz 3 erfiillt haben. Im Fall des PflichtverstoB3es
stellt das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz bis zum 31. Dezember 2024 fest, ob und
welche Lander den Nachweis nach § 3 Absatz 3 bis zum 30. November 2024 nachtréglich erbracht haben.
Die Feststellung wird 6ffentlich bekannt gegeben.

§6
Evaluierung; Verordnungserméchtigung

(1) Die Bundesregierung berichtet ab dem 1. Januar 2024 nach § 98 Absatz 4 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes zum Stand der Umsetzung dieses Gesetzes.

(2) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz verdffentlicht den Bericht nach Ab-
satz 1 sowie eine vereinfachte graphische Darstellung der Umsetzung der Fliachenbeitragswerte in den
einzelnen Landern auf seiner Internetseite.

(3) Kommt die Bundesregierung in ihrem Bericht nach § 98 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes zu dem Ergebnis, dass es weiterer gesetzgeberischer Mallnahmen bedarf, um die Erreichung der
Fliachenbeitragswerte oder die Anpassung der Fliachenbeitragswerte an die Ausbauziele nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz in der jeweils geltenden Fassung zu ermoglichen, legt sie spitestens zum 1. Juli
2025 und danach alle vier Jahre einen Entwurf zur Anpassung dieses Gesetzes vor.

(4) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz passt durch Rechtsverordnung die Fla-
chenbeitragswerte in Anlage 1 entsprechend an, wenn sich ein Land durch Staatsvertrag gegeniiber einem
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anderen Land verpflichtet, mehr Flidche als gemifl § 3 Absatz 1 gefordert (Flicheniiberhang) fiir die
Windenergie an Land bereitzustellen und diesen Staatsvertrag dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Klimaschutz bis zum 31. Mai 2024 unter Bezifferung des Flacheniiberhangs in Quadratkilometern iiber-
mittelt, es sei denn, der Staatsvertrag ist zum Erreichen der Flachenbeitragswerte der vertragsschlieBen-
den Lander offensichtlich ungeeignet. Durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 darf sich der Flichenbei-
tragswert von Berlin, Bremen und Hamburg jeweils um hochstens 75 Prozent und von den iibrigen Lén-
dern jeweils um hochstens 35 Prozent mindern oder erhéhen.

(5) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz wird erméchtigt und verpflichtet, unter
den in Absatz 4 genannten Voraussetzungen und in dem in Absatz 4 genannten Umfang durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Flichenbeitragswerte nach Anlage 1 zu &ndern.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -8 Drucksache 20/2355
Anlage 1
(zu § 3 Absatz 1)
Flachenbeitragswerte
Bundesland Spalte 1: Spalte 3:
Flachenbeitragswert, der bis | Flachenbeitragswert, der bis | Landesflachen
zum 31. Dezember 2026 zu |zum 31. Dezember 2032 zu | (in km?)"
erreichen ist (Anteil der Lan- | erreichen ist (Anteil der Lan-
desflache in Prozent) desflache in Prozent)
Baden-Wiirttemberg 1,1 1,8 35747,82
Bayern 1.1 1,8 70 541,57
Berlin 0,25 0,50 891,12
Brandenburg 1,8 2,2 29 654,35
Bremen 0,25 0,50 419,62
Hamburg 0,25 0,50 755,09
Hessen 1,8 2,2 21 115,64
Mecklenburg-Vorpommern 1,4 21 23 295,45
Niedersachsen 1,7 2,2 47 709,82
Nordrhein-Westfalen 1,1 1,8 34 112,44
Rheinland-Pfalz 1,4 2,2 19 858,00
Saarland 1,1 1,8 2571,11
Sachsen 1,3 2,0 18 449,93
Sachsen-Anhalt 1,8 2,2 20 459,12
Schleswig-Holstein 1,3 2,0 15 804,30
Thiringen 1,8 2,2 16 202,39
D) Quelle: Statistisches Bundesamt, Daten aus dem Gemeindeverzeichnis: Bundeslander mit Hauptstad-

ten nach Flache, Bevolkerung und Bevolkerungsdichte, Gebietsstand: 31.12.2020, Erscheinungsmo-

nat: September 2021.



Drucksache 20/2355 -9 Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

Anlage 2
(zu § 4 Absatz 3 Satz 5)

Anrechnungsfaktoren fur Rotor-innerhalb-Flachen, fir die keine GIS-

Daten vorliegen

Gesamtigrofle der Rotor-innerhalb-Flache, fiir die | Anrechnungsfaktor auf den Flachenbeitragswert
keine GIS Daten vorliegen (in Hektar)
0 bis 20 0,2
Uber 20 bis 40 0,3
Uber 40 bis 60 0,4
Uber 60 bis 100 0,5
Uber 100 bis 250 0,6
Uber 250 0,7
Artikel 2

Anderung des Baugesetzbuchs

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634),

das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBI. I S. 674) geéndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1.

4.

Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geéndert:
a) Nach der Angabe zu § 245d wird folgende Angabe eingefiigt:

,,§ 245e Uberleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Erhdhung und Beschleunigung
des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land*.

b) Die Angabe zu § 249 wird wie folgt gefasst:
»$ 249 Sonderregelungen fiir Windenergieanlagen an Land*.

In § 5 Absatz 2b werden nach den Wortern ,,§ 35 Absatz 3 Satz 3 die Worter ,,oder des § 249 Ab-
satz 2 eingefiigt.

§ 9a wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefiigt:

»(2) Das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen wird erméch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor-
gaben zu erlassen zur Berlicksichtigung von artenschutzrechtlichen Belangen im Rahmen der
Umweltpriifung bei der Aufstellung von Bauleitpldnen. Sofern dabei auch Fragen der Wind-
energie an Land beriihrt sind, sind die Vorgaben auch im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium fiir Wirtschaft und Klimaschutz zu erlassen.*

§ 35 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
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»d.  der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient nach Mafigabe des § 249,
oder der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wasserenergie dient,*.

5. Nach § 245d wird folgender § 245¢ eingefiigt:

»$ 245e

Uberleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Erhshung und Beschleunigung des Ausbaus
von Windenergieanlagen an Land

(1) Die Rechtswirkungen eines Raumordnungs- oder Flichennutzungsplans gemil3 § 35 Ab-
satz 3 Satz 3 in der bis zum ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 5 dieses Gesetzes]
geltenden Fassung fiir Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung
oder Nutzung der Windenergie dienen, gelten vorbehaltlich des § 249 Absatz 5 Satz 2 fort, wenn der
Plan bis zum ... [einsetzen: Angaben des Tages und Monats des Inkrafttreten nach Arztikel 5 dieses
Gesetzes sowie der Jahreszahl der ersten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] wirksam geworden
ist. Sie entfallen, soweit fiir den Geltungsbereich des Plans das Erreichen des Flachenbeitragswertes
oder eines daraus abgeleiteten Teilfldchenziels gemdll § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 des Windenergie-
flachenbedarfsgesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]
festgestellt wird, spétestens aber mit Ablauf des 31. Dezember 2026. Der Plan gilt im Ubrigen fort,
wenn nicht im Einzelfall die Grundziige der Planung beriihrt werden. Die Moglichkeit des Planungs-
triagers, den Plan zu dndern, zu ergénzen oder aufzuheben, bleibt unbertihrt.

(2) § 15 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Gemeinde beschlossen hat, einen
Flachennutzungsplan aufzustellen, zu dndern oder zu ergénzen, um den Fldchenbeitragswert im
Sinne des § 3 Absatz 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes oder ein daraus abgeleitetes Teilfla-
chenziel zu erreichen. Die Entscheidung kann ldngstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026
ausgesetzt werden.

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Rechtswirkungen gemil § 35 Absatz 3 Satz 3 konnen
Vorhaben im Sinne des § 16b Absdtze 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. IS. 1274;2021 1 S. 123), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBI. I S. 4458) gedndert worden ist, in der Regel nicht
entgegengehalten werden, es sei denn, die Grundziige der Planung werden beriihrt. Auf Antrag der
Gemeinde hat die Baugenehmigungsbehdrde die Entscheidung iiber das Baugesuch bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2024 auszusetzen. Die Baugenehmigungsbehdrde kann die Entscheidung auf An-
trag der Gemeinde lédngstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 aussetzen, wenn der Erhaltung
des Standortes planerische Erwédgungen entgegenstehen und wenn anzunehmen ist, dass der Vorha-
benstandort fiir das Erreichen des einschldgigen Flachenbeitragswertes oder Teilflichenziels des
Windenergieflichenbedarfsgesetzes nicht bendtigt wird. § 15 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.*

6. § 249 wird wie folgt gefasst:

» §249
Sonderregelungen fiir Windenergieanlagen an Land

(1) § 35 Absatz 3 Satz 3 ist auf Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung,
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht anzuwenden.

(2) AuBerhalb der Windenergiegebiete gemall § 2 Nummer 1 des Windenergiefldchenbe-
darfsgesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] richtet sich
die Zulassigkeit der in Absatz 1 genannten Vorhaben in einem Land nach § 35 Absatz 2, wenn das
Erreichen eines in Anlage 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes bezeichneten Flachenbeitrags-
wertes des Landes gemil § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes fest-
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gestellt wurde. Hat ein Land gemél § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 des Windenergiefla-
chenbedarfsgesetzes regionale oder kommunale Teilflachenziele bestimmt und wird deren Erreichen
gemdll § 5 Absatz 1 oder Absatz2 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes festgestellt, gilt die
Rechtsfolge des Satzes 1 fiir das Gebiet der jeweiligen Region oder Gemeinde. Der Eintritt der
Rechtsfolge der Sdtze 1 und 2 ist gesetzliche Folge der Feststellung.

(3) Die Lander konnen durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Absatz 1 Nummer 5 auf
Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwen-
dung findet, wenn sie bestimmte Mindestabstinde zu den im Landesgesetz bezeichneten zuldssigen
baulichen Nutzungen zu Wohnzwecken einhalten. Ein Mindestabstand nach Satz 1 darf hochstens
1 000 Meter von der Mitte des Mastfulles der Windenergieanlage bis zur néchstgelegenen im Lan-
desgesetz bezeichneten baulichen Nutzung zu Wohnzwecken betragen. Die weiteren Einzelheiten,
insbesondere zur Abstandsfestlegung, sind in den Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. Auf der
Grundlage von § 249 Absatz 3 in der bis zum 14. August 2020 oder bis zum ... [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens nach Artikel 5 dieses Gesetzes] geltenden Fassung erlassene Landesgesetze gelten
fort; sie kdnnen gedndert werden, sofern die wesentlichen Elemente der in dem fortgeltenden Lan-
desgesetz enthaltenen Regelung beibehalten werden. In den Landesgesetzen nach den Sitzen 1 und
4 ist zu regeln, dass die Mindestabstidnde nicht auf Flachen in Windenergiegebieten geméif § 2 Num-
mer 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes anzuwenden sind. Fiir Landesgesetze nach Satz 4 ist
dies bis zum Ablauf des 31. Mai 2023 zu regeln.

(4) Die Feststellung des Erreichens eines Flichenbeitragswerts oder Teilflichenziels steht der
Ausweisung zusétzlicher Flachen fiir Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung,
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht entgegen.

(5) Dernach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 des Windenergieflichenbedarfs-
gesetzes jeweils zustindige Planungstriager ist bei der Ausweisung von Windenergiegebieten geméf
§ 2 Nummer 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes, um die Flachenbeitragswerte im Sinne des
§ 3 Absatz 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetze oder daraus abgeleitete Teilfldchenziele zu er-
reichen, an entgegenstehende Ziele der Raumordnung oder entgegenstehende Darstellungen in Fla-
chennutzungsplianen nicht gebunden. Wurden Windenergiegebiete unter Anwendung von Satz 1
ausgewiesen, entfallen innerhalb dieser Gebiete die entsprechenden Bindungen auch im Zulassungs-
verfahren.

(6) Die Ausweisung von Windenergiegebieten gemifl § 2 Nummer 1 des Windenergiefla-
chenbedarfsgesetzes erfolgt nach den fiir die jeweiligen Planungsebenen geltenden Vorschriften fiir
Gebietsausweisungen. Fiir die Rechtswirksamkeit des Plans ist hingegen unbeachtlich, ob und wel-
che sonstigen Fliachen im Planungsraum fiir die Ausweisung von Windenergiegebieten geeignet
sind.

(7) Sobald und solange nach Ablauf des jeweiligen Stichtages gemél § 3 Absatz 1 Satz 2 des
Windenergiefldchenbedarfsgesetzes weder der Flachenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 1 oder
Spalte 2 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes noch ein daraus abgeleitetes Teilflachenziel nach
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 des Windenergiefldchenbedarfsgesetzes erreicht wird,

1.  entfillt die Rechtsfolge des Absatzes 2 und

2. konnen Darstellungen in Flachennutzungsplénen, Ziele der Raumordnung sowie sonstige Maf3-
nahmen der Landesplanung einem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, das der Erfor-
schung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, nicht entgegengehalten werden.

Landesgesetze nach Absatz 3 Sétze 1 und 4 sind nicht mehr anzuwenden, wenn gemil3 § 5 Absatz 3
Satz 2 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes festgestellt wurde, dass ein Land den Nachweis ge-
mal § 3 Absatz 3 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes bis zum Ablauf des 30. November 2024
nicht erbracht hat oder wenn der Flachenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 1 oder Spalte 2 des
Windenergiefldchenbedarfsgesetzes zum jeweiligen Stichtag nicht erreicht wird.

(8) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, dass die im Bebau-
ungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zuldssig sind, wenn sichergestellt ist, dass nach der
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Errichtung der im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen andere im Bebauungsplan be-
zeichnete Windenergieanlagen innerhalb einer im Bebauungsplan zu bestimmenden angemessenen
Frist zurlickgebaut werden. Die Standorte der zuriickzubauenden Windenergieanlagen kénnen auch
auflerhalb des Bebauungsplangebiets oder auBerhalb des Gemeindegebiets liegen. Darstellungen im
Flachennutzungsplan konnen mit Bestimmungen entsprechend den Sétzen 1 und 2 mit Wirkung fiir
die Zuléssigkeit der Windenergieanlagen nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 verbunden sein.*

Artikel 3
Anderung des Raumordnungsgesetzes

Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2694) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 8 Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefiigt:

»(5) Das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen wird erméchtigt,
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorgaben zu erlas-
sen zur Beriicksichtigung von artenschutzrechtlichen Belangen im Rahmen der Umweltpriifung bei
der Aufstellung von Raumordnungsplénen. Sofern dabei auch Fragen der Windenergie an Land be-
riihrt sind, sind die Vorgaben auch im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Klimaschutz zu erlassen.*

2. Dem § 27 wird folgender Absatz 4 angefiigt:
»(4) Fir Raumordnungspléne, die Windenergiegebiete im Sinne von § 2 Nummer 1 des Wind-
energieflichenbedarfsgesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Geset-

zes] beinhalten, sind die Uberleitungsvorschriften des § 245e des Baugesetzbuches und die Sonder-
regelungen des § 249 des Baugesetzbuches vorrangig anzuwenden.*

Artikel 4
Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zu Sofortmaf3nahmen fiir einen be-
schleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren MaBBnahmen im Stromsektor] gedndert wor-
den ist, wird wie folgt geéndert:

1. § 97 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»Der Kooperationsausschuss koordiniert die Erfassung
1. der Ziele der Lander zur Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 Nummer 1,
2. der Flichenausweisung in den Léndern fiir das Erreichen der Flichenbeitragswerte nach
Anlage 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes vom ...[einsetzen: Ausfertigungsdatum

und Fundstelle dieses Gesetzes] und

3. des Stands der Umsetzung der Ziele nach Nummer 1 und der Flichenausweisungen nach
Nummer 2.
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b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Fir die Sitzungen des Kooperationsausschusses miissen laufend die erforderlichen
Daten beschafft und analysiert werden, insbesondere

1. zu dem Stand des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land und Freiflichenanlagen,

2. zudem Umfang der fiir diese Anlagen bereits genutzten Fldchen und der fiir den Ausbau-
pfad nach § 4 erforderlichen weiteren Fléchen,

3. zu dem Umfang der fiir Windenergieanlagen an Land ausgewiesenen Flachen und der fiir
das Erreichen der Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 des Windenergieflichenbedarfsge-
setzes erforderlichen weiteren Flichen,

4. zu dem Nachweis von Planaufstellungsbeschliissen und Inkrafttreten von Landesgesetzen
oder Raumordnungspldnen nach § 3 Absatz 3 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes und

5. zuder Dauer der Genehmigungsverfahren dieser Anlagen und den Hemmnissen in diesen
Verfahren.”

2. § 98 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Lander berichten dem Sekretariat des Kooperationsausschusses jahrlich spétes-
tens bis zum 31. Mai iiber den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien und den Stand der
Ausweisung von Flachen nach den Vorschriften des Windenergieflachenbedarfsgesetzes, ins-
besondere iiber

1. den Stand der Umsetzung der fiir das Erreichen der Flachenbeitragswerte in § 3 Absatz 2
des Windenergiefldchenbedarfsgesetzes vorgesehenen Mallnahmen, einschlieBlich der
Angabe, zu welchem Anteil der Fldchenbeitragswert nach Anlage 1 des Windenergiefld-
chenbedarfsgesetzes erreicht ist, sowie den Nachweis nach Mafigabe von § 3 Absatz 3 des
Windenergiefldchenbedarfsgesetzes,

2. den Umfang an Fldchen, die in der geltenden Raumordnungs- und Bauleitplanung fiir
Windenergie an Land festgesetzt wurden, einschlieSlich der Angabe, zu welchem Anteil
diese bereits durch Windenergieanlagen genutzt werden,

3. die durchschnittliche Dauer der Planaufstellungsverfahren,

4. die Planungen fiir neue Ausweisungen fiir die Windenergienutzung an Land in der Raum-
ordnungs- und Bauleitplanung und

5. den Stand der Genehmigung von Windenergieanlagen an Land, das heifit Anzahl und Leis-
tung der Windenenergieanlagen an Land, auch mit Blick auf die Dauer von Genehmi-
gungsverfahren von der Antragstellung bis zur Genehmigungserteilung.

Die ausgewiesenen Flachen sollen in Form von standardisierten Daten geografischer Informa-
tionssysteme (GIS-Daten) in nicht personenbezogener Form gemeldet werden. Auch die Mel-
dung von Flichen, die nicht durch GIS-Daten erfolgt, darf nur in nicht personenbezogener Form
erfolgen. Im Fall nicht ausreichender Flachenverfiigbarkeit sollen die Berichte auch Mafnah-
men enthalten, wie weitere Flachen, insbesondere Fldchen im Eigentum des Landes, verfligbar
gemacht werden kénnen. Im Fall von Hemmnissen in der Regional- oder Bauleitplanung oder
in Genehmigungsverfahren sollen die Berichte die daflir mageblichen Griinde und Vorschlége
fiir MaBnahmen enthalten, um die Verzogerungen zu verringern einschlielich von Fallbeispie-
len fiir eine gelungene Biirger- und Offentlichkeitsbeteiligung. Die Flichendaten und Berichte
diirfen keine personenbezogenen Daten enthalten. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Klimaschutz kann den Ladndern Formatvorgaben fiir die Berichte nach Satz 1 machen. Bis diese
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Vorgaben vorliegen, konnen die Lander das Format ihrer Berichte nach Satz 1 selbst bestim-
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men.
b) Die folgenden Absétze 4 und 5 werden angefiigt:

»(4) Abdem 1. Januar 2024 umfasst der Bericht nach Absatz 3 zusitzlich eine Bewertung
zum Stand der Umsetzung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes und enthilt insbesondere
Angaben tiiber

1. die nach § 3 Absatz 3 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes erbrachten Nachweise,

2. den Umfang ausgewiesener Flichen in der geltenden Raumordnungs- und Bauleitplanung
fiir Windenergie an Land und inwieweit diese Flichen von der Windenergie an Land ge-
nutzt werden,

3. den Zeitpunkt, in dem die Flachenbeitragswerte nach § 3 Absatz 1 in Verbindung mit An-
lage 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes in den Léndern voraussichtlich erreicht
werden und zu welchen Anteilen diese erreicht worden sind,

4. die Moglichkeit weiterer MaBnahmen und Vorschlidge zur Planungsbeschleunigung und

5. die Eignung der Flachenbeitragswerte nach § 3 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 1 des
Windenergiefldchenbedarfsgesetzes fiir das Erreichen der Ausbaupfade und Ausbauziele
nach diesem Gesetz.

(5) Die Berichterstattung nach den Absétzen 3 und 4 erfolgt mit der Unterstiitzung des
Umweltbundesamtes und auf der Grundlage der nach § 97 Absatz 5 beschafften und der nach
§ 98 Absatz 1 zu libermittelnden Daten. Die Berichterstattung nach Satz 1 darf keine personen-
bezogenen Daten enthalten.*

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkiindung fol-
genden Kalendermonats] in Kraft.

Berlin, den 21. Juni 2022

Dr. Rolf Miitzenich und Fraktion
Katharina Droge, Britta Haflelmann und Fraktion
Christian Diirr und Fraktion
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

L Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die deutsche Klima-, Energie und Wirtschaftspolitik ist auf den 1,5-Grad Klimaschutz-Pfad ausgerichtet,
zu dem sich die Europiische Union im Klimaschutz-Ubereinkommen von Paris verpflichtet hat. Das Kli-
maschutzgesetz sieht Treibhausgasneutralitit bis zum Jahr 2045 vor. Dies dient auch der Verpflichtung
des Staates aus Artikel 20a des Grundgesetzes (GG), die natiirlichen Lebensgrundlagen auch im Interesse
der kiinftigen Generationen zu schiitzen. Um den Ausbau der erneuerbaren Energien drastisch zu be-
schleunigen, legt die neue Bundesregierung im Jahr 2022 ein umfassendes Klimaschutz-Gesetzgebungs-
paket vor. Mit dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG 2023) wurden die Ausbauziele fiir erneuerbare
Energien deutlich nach oben korrigiert. Um die EEG-Ziele im Bereich der Windenergie an Land zu er-
reichen, sind flankierende MaBnahmen erforderlich, die mit diesem Gesetz getroffen werden.

Ein wesentliches Hemmnis fiir den Ausbau der Windenergie an Land ist der Mangel an verfiigbarer Fla-
che. Zur Erreichung der EEG-Ausbauziele miissen zwei Prozent der Bundesfldche fiir die Windenergie
an Land ausgewiesen werden. Dies erfordert mehr als eine Verdoppelung der ausgewiesenen Fliche in
den kommenden Jahren. Derzeit sind lediglich rund 0,8 Prozent der Bundesfliche fiir die Windenergie an
Land ausgewiesen. Lediglich 0,5 Prozent sind tatséchlich verfiigbar. Zudem sind die Flichenausweisun-
gen fiir Windenergieanlagen im Bundesgebiet sehr ungleich verteilt.

Mit Blick auf den angestrebten beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien miissen auch die Fldchen-
ziele zeitlich ambitioniert sein. Es bedarf daher dringend einer Beschleunigung der Planungsverfahren.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Durch die Regelungen dieses Gesetzes sollen einige wesentliche Hiirden und Hemmnisse fiir den Ausbau
der Windenergie an Land beseitigt werden. Das Gesetz dient der Verbesserung der Flachenverfiligbarkeit
und der Vereinfachung der Planungsverfahren.

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzes lassen sich wie folgt zusammenfassen:
1. Festlegung verbindlicher Flichenziele fiir die Windenergie an Land

Mit dem Windenergieflichenbedarfsgesetz (WindBG) werden den Léndern verbindliche, mengenméiBige
Flachenziele (Flachenbeitragswerte) fiir die Ausweisung von Windenergiegebieten vorgegeben. Die Fla-
chenbeitragswerte leiten sich aus dem im Koalitionsvertrag vereinbarten 2 Prozent-Ziel fiir die Windener-
gie an Land ab, das mit den energiewirtschaftlichen Bedarfen korrespondiert, und verteilen dieses trans-
parent und nach sachbezogenen Kriterien auf die Lander. Den Léndern wird ein Gesamtziel fiir Ende des
Jahres 2032 vorgegeben. Daneben legt das Gesetz ein Zwischenziel fiir Ende des Jahres 2026 fest, das
eine kontinuierlich steigende und mit den Ausbaumengen des EEG 2023 konsistente Flachenausweisung
sicherstellen soll. Weiterhin werden Handlungspflichten konkretisiert, die ein frithes Monitoring bereits
im Jahr 2024 erlauben.

Das Gesetz regelt die Einzelheiten und Modalititen der Anrechnung ausgewiesener Flachen auf die Fla-
chenbeitragswerte.

2. Integration der Flichenziele in das Planungsrecht; Rechtsfolgen der Zielverfehlung

Durch die Integration der gesetzlichen Mengenvorgaben fiir die Flaichenausweisung in das Planungsrecht
nach dem Baugesetzbuch (BauGB) wird zudem das Ziel verfolgt, die Planung zu vereinfachen. Die ge-
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setzgeberischen Mengenvorgaben ersetzen die komplexen methodischen Anforderungen an die planeri-
sche Ausweisung von Windenergiegebieten mit Konzentrationswirkung, die von der Rechtsprechung mit
Blick auf das sogenannte ,,Substanzgebot™ entwickelt wurden. Die Privilegierung wird nunmehr bereits
von Gesetzes wegen unter den Vorbehalt ihrer rdumlichen Zuweisung entsprechend den Mengenvorgaben
gestellt, wenn die Ausweisung der im WindBG vorgegebenen Fliche innerhalb bestimmter Zeitrdume
abgeschlossen ist. Sobald das Erreichen eines einschldgigen Fliachenziels gemil3 § 5 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 WindBG festgestellt wird, entfillt kraft Gesetzes die Privilegierung aullerhalb der ausgewiesenen
Flachen. Die privilegierte Zuldssigkeit von Windenergieanlagen kann also nur noch im Falle der Zieler-
reichung auf bestimmte Bereiche beschriankt werden. Hierdurch werden die Planung und ihre gerichtliche
Kontrolle vereinfacht, beschleunigt und rechtssicher ausgestaltet.

Mit Eintritt der Stichtage werden dartiber hinaus Rechtsfolgen an das Verfehlen der jeweiligen Flidchen-
beitragswerte gekniipft. Werden die Ziele verfehlt, sind Windenergieanlagen im gesamten Planungsraum
als privilegierte Vorhaben im AuBlenbereich genehmigungsfahig. Gegebenenfalls bestehende landesge-
setzliche Mindestabstandsregelungen werden im Falle der Zielverfehlung unanwendbar und auch Festle-
gungen in Raumordnungsplénen oder Darstellungen in Flachennutzungsplédnen kénnen Windenergiean-
lagen fortan nicht mehr entgegengehalten werden. Durch die Rechtsfolgenregelung wird zum einen ein
Anreiz fiir die Planungstréger geschaffen, hinreichend Flidchen auszuweisen. Zum anderen wird sicher-
gestellt, dass fiir den Windenergieausbau auch im Fall der Zielverfehlung hinreichend Flache zur Verfii-
gung steht.

Den Planungstragern in den Léndern obliegt die Auswahl der auszuweisenden Flachen. Solange die Fla-
chenziele eingehalten werden, steht es ihnen auch zukiinftig frei, fiir die Windenergie nur solche Flichen
planerisch auszuweisen, die einen bestimmten Mindestabstand zu sonstigen Siedlungsbereichen aufwei-
sen. Ebenfalls bleiben bauordnungsrechtliche und immissionsschutzrechtliche Abstandsvorgaben unbe-
riihrt.

II1. Alternativen

Keine. Das Gesetz ist zur Erreichung der ambitionierten deutschen Klimaziele und der dadurch bedingten
ambitionierten Ausbaupfade des EEG 2023 fiir die Windenergie an Land erforderlich.

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz hat friihzeitig einen Diskussionsprozess mit den
Léndern im EEG-Bund-Lénder-Kooperationsausschuss gefiihrt, in dem angemessene Szenarien der Ver-
teilung der Flachenbeitragswerte des Windflichen-Bedarfsgesetzes erdrtert wurden. Diskutiert wurden
dabei insbesondere eine gleichmiBige Verteilung des 2-Prozent-Flachenziels auf alle Bundeslander sowie
verschiedene Optionen fiir eine potenzialbasierte Verteilung. Als Basis fiir die potenzialbasierten Vertei-
lungen wurden die Ergebnisse einer umfangreichen Flachenpotenzialstudie im Auftrag des Bundesminis-
teriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz genutzt. Die Studie sowie die dort verwendeten Daten und Me-
thoden wurden ebenfalls ausfiihrlich mit den Landern im Vorfeld diskutiert. Auf dieser Grundlage sowie
unter Beriicksichtigung der eingegangenen Lénderstellungnahmen im EEG-Bund-Lénder Kooperations-
ausschuss wurde die in Artikel 1, Anlage 1 festgelegte Verteilung gewahlt. Diese entspricht einer poten-
zialbasierten Verteilung. Um extreme Unterschiede im Hinblick auf die Lastenverteilung zwischen den
Léndern zu vermeiden, wurden eine Untergrenze von mindestens 1,8 Prozent sowie eine Obergrenze von
maximal 2,2 Prozent als Ziel fiir den Ablauf des Jahres 2032 gesetzt. Dariiber hinaus wurde eine Sonder-
regelung fiir die Stadtstaaten getroffen, um der dort stark begrenzten Flachenverfiigbarkeit fiir den Ausbau
der Windenergie an Land Rechnung zu tragen.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Fiir Artikel 1 dieses Gesetzes ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ganz liberwiegend aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (GG). Die Regelung fallt in den Bereich des Rechts
der Wirtschaft, das auch die Energiewirtschaft einschlieBlich der Erzeugung und Verteilung von Energie
umfasst. Die in Artikel 1 dieses Gesetzes verankerten Flichenbeitragswerte sind durch energiewirtschaft-
liche Flachenbedarfe begriindet. Die Flichenziele werden aus den Ausbaupfaden fiir die Windenergie an
Land abgeleitet, die sich aus dem EEG ergeben. Die Verpflichtung der Lander zur Flichenbereitstellung
(§ 3 Absatz 1 WindBG), die der Kern des Gesetzes ist, soll die Verfiigbarkeit der fiir den Ausbau der
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Windenergie benotigten Flichen gewéhrleisten. Obwohl sich auf Ebene der Umsetzung des Gesetzes Be-
zugspunkte zur Raumordnung ergeben mogen, wird diese durch das WindBG nicht geregelt. Vielmehr
werden die Einzelheiten der planerischen Gestaltung weiterhin den Lindern in ihrem jeweiligen Pla-
nungssystem {iberlassen. § 3 Absatz 2 des WindBG nennt lediglich deklaratorisch die existierenden Er-
fiillungsoptionen. Die Deckung der energiewirtschaftlichen Flichenbedarfe muss danach nicht notwendig
im Rahmen der Raumordnung erfolgen.

Die Gesetzgebungskompetenz fiir Artikel 4 dieses Gesetzes ergibt sich ebenfalls aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Energiewirtschaft).

Eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG ist zur Wahrung der Rechts- und
Wirtschaftseinheit erforderlich. Die vorgenannten Regelungen dienen der Verwirklichung der EEG-Aus-
baupfade und sind daher Teil des bundeseinheitlichen energiewirtschaftlichen Rahmens der Energiever-
sorgung in Deutschland, insbesondere der Transformation der deutschen Stromversorgung hin zur Treib-
hausgasneutralitit. Die bundesrechtliche Festlegung landerspezifischer Flachenbeitragswerte stellt zudem
sicher, dass alle Lander in angemessenem Male zur Umsetzung der Energiewende beitragen und die
Verteilung nach sachbezogenen Kriterien erfolgt. Bisher haben sich durch die ungleiche Flachenauswei-
sung und den ungleichen Zubau von Windenergieanlagen an Land erhebliche Probleme beim Netzausbau
und der Akzeptanz ergeben.

Die Gesetzgebungskompetenz fiir Artikel 2 stiitzt sich grundsétzlich auf die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes fiir das Bodenrecht nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG. Dies gilt fiir
alle Anderungen, die die bauplanungsrechtliche Zulissigkeit von Windenergieanlagen sowie die Bauleit-
planung betreffen, auch dann, wenn in diesen Regelungen auf Pline oder MaBinahmen der Raumordnung
Bezug genommen wird. Insbesondere soweit § 249 in Absatz 5 dariiber hinaus eine Bestimmung zur Bin-
dungswirkung von Zielen der Raumordnung auch fiir die Aufstellung von Flachennutzungsplénen enthlt,
wird diese Vorschrift erginzend auf die Kompetenz des Bundes fiir die Raumordnung nach Artikel 74
Absatz 1 Nummer 31 GG gestiitzt; gleiches gilt fiir Artikel 3 (Anderung des Raumordnungsgesetzes).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vélkerrechtlichen Vertrigen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Européischen Union vereinbar. Der Anwendungsbereich volkerrechtli-
cher Vertrage wird durch das Gesetz nicht beriihrt.

VI Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Gesetz trigt zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung sowie zum Biirokratieabbau bei. Die gesetz-
geberischen Mengenvorgaben ersetzen die komplexen methodischen Anforderungen an die planerische
Ausweisung von Windenergiegebieten mit Konzentrationswirkung, die von der Rechtsprechung mit Blick
auf das sogenannte ,,Substanzgebot* entwickelt wurden. Hierdurch werden die Planung und ihre gericht-
liche Kontrolle vereinfacht, beschleunigt und rechtssicher ausgestaltet (siehe bereits oben unter 11.,2).

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung
im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der VN-Agenda 2030 fiir nachhal-
tige Entwicklung dient.

Das Windenergie-an-Land-Gesetz steht insbesondere mit den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
beschriebenen Prinzipien fiir nachhaltige Entwicklung Nummer 3 ,,Natiirliche Lebensgrundlage erhalten*
und Nummer 4 ,,Nachhaltiges Wirtschaften stirken im Einklang und tragt dazu bei, die VN-Nachhaltig-
keitsziele SDG 7 (Zugang zu bezahlbarer, verlésslicher, nachhaltiger und moderner Energie fiir alle si-
chern), SDG 9 (Eine widerstandsfahige Infrastruktur aufbauen, breitenwirksame und nachhaltige Indust-
rialisierung fordern und Innovationen unterstiitzen) und SDG 13 (Umgehend Mallnahmen zur Bekdmp-
fung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen) zu erreichen. Insbesondere schafft es eine
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wesentliche Voraussetzung fiir die Erreichung der Ausbauziele des EEG 2023 und trigt damit dazu bei,
dass im Jahr 2030 80 Prozent des deutschen Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien stammen.
Hierdurch leistet das Gesetz einen erheblichen Beitrag zur Erreichung von SDG 7 und der entsprechenden
Unterziele sowie zur Verbesserung der Indikatoren der VN (Unterziele 7.1 und 7.2, Indikatoren 7.1.2,
7.2.1) und der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Indikatoren 7.2.a und 7.2.b). Durch die Foérderung des
Windenergieausbaus ermoglicht das Gesetz eine schnelle Transformation der Stromerzeugung hin zur
Treibhausgasneutralitdt. Damit tragt es zur Erreichung von SDG 13 (Mafinahmen zum Klimaschutz), ins-
besondere zur Erreichung der Ziele im Bereich Treibhausgasemissionen (Indikator 13.1.a der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie) bei. In kleinerem Mafle wird damit auch SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen)
beriihrt: Die Minderung der energiebedingten Treibhausgasemissionen kann zur Reduktion von Luft-
schadstoffen (Indikator 3.2.a der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie) beitragen.

Eine Behinderung anderer Nachhaltigkeitsziele durch das Regelungsvorhaben ist nicht ersichtlich.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Es fallen keine Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand an.

Eventuelle Mehrbedarfe im Bereich des Bundes sind finanziell und (plan-)stellenméfig im Rahmen der
im jeweiligen Einzelplan zur Verfiigung stehenden Mittel zu realisieren, ohne Préjudiz fiir laufende oder

zukiinftige Haushaltsverhandlungen.

4. Erfiillungsaufwand

4.1 Erfiillungsaufwand der Biirgerinnen und Biirger nach Vorgaben

Fiir Biirgerinnen und Biirger entsteht kein Erfiillungsaufwand.

4.2 Erfiillungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben

Fiir die Wirtschaft entsteht kein Erfiillungsaufwand.

4.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben

Im Folgenden wird die Schitzung des Erfiillungsaufwands der Verwaltung fiir die einzelnen Vorgaben
dargestellt.

Vorgabe 4.3.1: Priifung und Anpassung der Raumordnungspline fiir Ausweisung von Fliichen fiir
Windenergie (Regionen); § 3 WindBG

Einmaliger Erfiillungsaufwand der Lénder:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

77 28 140 65,20 0 2590 -

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 2590

Durch das neu eingefiihrte Windfldchenbedarfsgesetz werden die Lander verpflichtet, einen Teil ihrer
Landesflache fiir Windenergie an Land auszuweisen (§ 3 Windfldchenbedarfsgesetz — WindBG). Die in
Anlage 1 definierten Flachenbeitragswerte sind durch die Lander verpflichtend zu erreichen. Um dieser
Pflicht nachzukommen, miissen die Lander die Flichen in landesweiten oder regionalen Raumordnungs-
planen ausweisen oder durch andere regionale oder kommunale Planungstrager ausweisen lassen. Das
jeweilige Land legt hierzu regionale oder kommunale Teilflachenziele fest, die in Summe den Flachen-
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beitragswert erreichen, und macht diese durch ein Landesgesetz oder als Ziele der Raumordnung verbind-
lich. Durch die Ausweisung dieser Fldchen in den Raumordnungsplénen entsteht den Landern einmaliger
Erfiillungsaufwand.

Die Regionen sind nach dem Raumordnungsgesetz fiir die regionalen Raumordnungspléne zustindig. Fiir
die Fallzahl kann auf die vom regionalen Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien erstellte Uber-
sicht zuriickgegriffen werden. Laut dieser Ubersicht gibt es 110 Triiger der regionalen Raumordnungs-
plane. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass es den Landern freisteht, die Aufgabe der Planung selbst
zu iibernehmen, den kommunalen Planungsgemeinschaften zu iibertragen oder direkt die Kommunen zur
Umsetzung in Threr Bauleitplanung zu verpflichten. Es ist schwer vorherzusagen, wie sich die Lander
entscheiden. Fiir diese Berechnung wird davon ausgegangen, dass in 70 Prozent der Fille die Lénder-
oder Planungsgemeinschaften und in 30 Prozent der Félle die kommunale Ebene plant; aus diesem Grund
werden voraussichtlich nur 70 Prozent also 77 Regionen planen miissen.

In der Online-Datenbank des Erfiillungsaufwands (ondea.de) gibt es bereits eine Vorgabe fiir die Ermitt-
lung des Erfiillungsaufwands der Verordnung iiber die Raumordnung im Bund fiir einen lédnderiibergrei-
fenden Hochwasserschutz (siehe auch id-ip, 2021101113215301 in der Online-Datenbank des Erfiil-
lungsaufwands). Auch hier mussten die Regionen ihre Raumordnungspléne priifen und ggf. anpassen. Fiir
die Ermittlung des Erfiillungsaufwands sind damals regionale Planungsgemeinschaften zum geschitzten
Zeitaufwand befragt worden. Fiir die Anpassung eines Raumordnungsplans sind nach Aussagen der be-
fragten Planungsgemeinschaften 4 Wochen bis 6 Monate notwendig. Fiir die Schitzung wird behelfsweise
auf den bei der Schétzung zur Verordnung iiber die Raumordnung im Bund fiir einen lédnderiibergreifen-
den Hochwasserschutz ermittelten Zeitaufwand von durchschnittlich 3,5 Monaten fiir die Anpassung der
Raumordnungsplidne zuriickgegriffen. Dies entspricht einem Zeitaufwand von 28 140 Minuten pro Fall
(3,5 Monate = 496 Stunden = 28 140 Minuten).

Nach dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfilillungsaufwands werden Lohnkosten pro
Stunde von 65,20 Euro fiir Personen im hoheren Dienst auf Ebene der Lander angesetzt. Multipliziert mit
den 496 Stunden ergeben sich Personalkosten pro Fall in Hohe von 30 578 Euro. Der gesamte einmalige
Erfillungsaufwand fiir die Verwaltung durch die Anpassung der Raumordnungspléne belduft sich auf
2,590 Mio. Euro (77 Trager der regionalen Raumordnungspléne * 30 578 Euro).

Vorgabe 4.3.2: Priifung und Anpassung der Bauleitpline fiir Ausweisung von Flichen fiir Wind-
energie (Kommunen); § 3 WindBG

Einmaliger Erfiillungsaufwand der Lander (Priifung)

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

3240 60 64,90 0 212 -

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 212

Einmaliger Erfiillungsaufwand der Lander (Anpassung)

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

3240 7 980 64.90 27 967 -

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 27 967

Aufkommunaler Ebene ist zu priifen, inwieweit die Bauleitplédne anzupassen sind. Eine solche Anpassung
ist nur erforderlich, wenn die Kommunen von einem Land origindr mit der Planung betraut werden. Es
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ist unklar, wie viele Gemeinden dies treffen wird. Grob vereinfachend wird hier von 30 Prozent ausge-
gangen. In Deutschland gibt es 10 799 Gemeinden (Statistisches Bundesamt). 30 Prozent sind also 3 240.

Nach Auswertung vergleichbarer Vorgaben der Datenbank (OnDEA) dauert eine vom Komplexitétsni-
veau her mittlere inhaltliche Priifung 60 Minuten. Dadurch ergibt sich ein Zeitaufwand von 7 000 Stunden
(7 000 Gemeinden * 60 Minuten). Nach dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfiillungs-
aufwands werden Lohnkosten pro Stunde von 64,90 Euro fiir Personen im hoheren Dienst auf Ebene der
Kommunen angesetzt. Dadurch ergibt sich ein einmaliger Erfiillungsaufwand von 454 000 Euro (7 000
Stunden * 64,90 Euro pro Stunde) fiir die Priifung.

Fiir die Anpassung eines Plans werden 7 980 Minuten (1 Monat) angesetzt. Diese Zahl lasst sich ebenfalls
aus der Ermittlung des Erfiillungsaufwands der Verordnung iiber die Raumordnung im Bund fiir einen
landeriibergreifenden Hochwasserschutz entnehmen (siehe auch id-ip, 2021101113253701 in der Online-
Datenbank des Erfiillungsaufwands). Monetarisiert bedeutet dies, dass die einmalige Anpassung eines
Bauleitplans 8 631 Euro kostet (7 980 Minuten = 133 Stunden * 64,90 Euro pro Stunde), wenn angenom-
men wird, dass eine Person im hoheren Dienst einen Monat an der Anpassung arbeitet. Multipliziert mit
der angenommenen Fallzahl von 3 240 Gemeinden ergibt sich flir die Anpassung der Bauleitplidne ein
einmaliger Erfiillungsaufwand von 32,628 Millionen Euro. Fiir Priifung und Anpassung der Bauleitpldne
belduft sich der geschétzte einmalige Erfiillungsaufwand auf ungefahr 33,082 Millionen Euro.

Vorgabe 4.3.3: Einsetzung eines Kooperationsausschusses; § 97 EEG

Verianderung des jéhrlichen Erfiillungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1 12 000 70,50 - 14 -

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 14

GemiB den Anderungen des § 97 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ist das Sekretariat des Ko-
operationsausschusses fiir die Beschaffung und Analyse der Daten im Zusammenhang mit dem Stand des
Ausbaus von Windenergieanlagen, dem Umfang der fiir diese Anlagen bereits genutzten Flichen und dem
Stand der Genehmigungen von Windenergieanlagen an Land zusténdig. Diese Anforderungen ergeben
sich bereits aus dem derzeit geltenden § 98 Absatz 1 EEG, werden jedoch durch die Einholung der Nach-
weise von MaBnahmen zur Umsetzung der Vorgaben nach § 3 Windfldchenbedarfsgesetzes erweitert.

Fiir die Einsetzung des Kooperationsausschusses, inklusive dessen Ausstattung mit einem Sekretariat,
wurde im Rahmen des Gesetzes zur Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energie-
rechtlicher Vorschriften (Drucksache 19/23482) ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 459 000 Euro
geschitzt (siehe auch id-ip, 2021111207180501° in der Online-Datenbank des Erfiillungsaufwands).
Durch die erweiterten Anforderungen an das Sekretariat wird angenommen, dass kiinftig 0,125 zusétzli-
che Mitarbeitendenkapazititen des hoheren Dienstes benotigt werden (12 000 Minuten).

Nach Bertiicksichtigung des standardisierten Lohnkostensatzes von 70,50 Euro pro Stunde entspricht dies
einer jéhrlichen Erfiillungsaufwandsanderung von rund 14 000 Euro (1 Sekretariat des Kooperationsaus-
schusses * 12 000 Minuten/60 * 70,50 Euro pro Stunde).

Vorgabe 4.3.4: Berichtspflichten der Léander; § 98 Absatz 1 EEG

Verdnderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

16 4 800 65,20 - 83 -
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Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 83

Durch die Erweiterung der Berichtspflichten gemil den Anderungen des § 98 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes miissen die Lander kiinftig zusétzliche Daten an das Sekretariat des Kooperationsausschusses
tibermitteln. Dies betrifft die Information zum Stand der Umsetzung der Fldchenausweisung fiir das Er-
reichen der jeweils geltenden Flachenbeitragswerte nach Anlage 1 des Windfldchenbedarfsgesetzes.

Es liegen keine Informationen vor, wie die Linder die Ziele des EEG derzeit iiberwachen und welcher
Zeitaufwand dadurch entsteht. Es wird vermutet, dass eine kontinuierliche Kontrolle der zu erreichenden
Werte erfolgt, um abschlieBend das iiber das Jahr aggregierte Ergebnis an das Sekretariat des Kooperati-
onsausschusses weiterleiten zu kénnen. Dadurch entsteht ein liber das gesamte Jahr verteilter Zeitauf-
wand.

Durch die Anpassung im § 98 wird angenommen, dass die iiber das Jahr aggregierte Zeitaufwandsiande-
rung bei etwa zwei Arbeitswochen bei Mitarbeitenden des hoheren Dienstes liegt (4 800 Minuten).

Nach Beriicksichtigung des standardisierten Lohnkostensatzes von 65,20 Euro pro Stunde entspricht dies
einer jéhrlichen Erfiillungsaufwandsédnderung von rund 83 000 Euro (16 Lander * 4 800 Minuten/60 *
65,20 Euro pro Stunde).

Vorgabe 4.3.5: Berichterstattung der Bundesregierung; § 98 Absiitze 3 bis 5 EEG

Verdnderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1 9 600 70,50 - 11 -

Anderung des Erfilllungsaufwands (in Tsd. Euro) 11

Der ergénzte Absatz 4 des § 98 EEG erweitert die jahrliche Berichterstattung der Bundesregierung um
die Bewertung des Umsetzungsstandes des Windflachenbedarfsgesetzes und die dafiir notwendigen Be-
richtsinhalte.

Die Zeitaufwandsanderung hierfiir wird auf etwa vier Arbeitswochen geschitzt (9 600 Minuten). Darin
mitenthalten ist die Zeitaufwandsédnderung der erweiterten Berichterstellung durch die Bundesregierung
und der Zeitaufwand, der dem Umweltbundesamt durch die Unterstiitzung bei der Erstellung des Berichts
entsteht.

Es wird angenommen, das Mitarbeitende des hoheren Dienstes zusténdig sind, weshalb der standardisierte
Lohnkostensatz mit 70,50 Euro pro Stunde anzusetzen ist. Der jéhrliche Erflillungsaufwand &ndert sich
demnach um rund 11 000 Euro (1 Bericht * 9 600 Minuten/60 * 70,50 Euro pro Stunde).

5. Weitere Kosten

Die weiteren Kosten werden im weiteren Verfahren berechnet und nachgetragen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung des Wind-an-Land-Gesetzes ist angesichts der langfristigen Flachenziele fiir die Wind-
energie an Land nicht sinnvoll.

Das WindBG wird ab dem 1. Juli 2025 regelméBig evaluiert (§ 6 WindBG, § 98 Absatz 4 EEG 2023).
Hierbei wird unter anderem gepriift, inwieweit die Flichenbeitragswerte nach Anlage 1 des WindBG den
aus den Ausbauzielen und -pfaden des EEG 2023 abgeleiteten energiewirtschaftlichen Flichenbedarfen
entsprechen. Sofern dies nicht der Fall ist, ist eine Anpassung des Gesetzes vorgesehen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Festlegung von Flichenbedarfen fiir Windenergieanlagen an Land)
Zu § 1 (Ziel des Gesetzes)
Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 ist das Gesetz in den breiteren Kontext der Klimaschutzmafnahmen der Bundesregierung
einzuordnen. Es ist Teil eines umfassenden Regelungspaketes mit dem Ziel einer nachhaltigen und treib-
hausgasneutralen Energieversorgung, das den Ausbau der erneuerbaren Energien drastisch beschleunigen
und alle Hiirden und Hemmnisse fiir den beschleunigten Ausbau aus dem Weg rdumen soll.

Zu Absatz 2

Eines der wesentlichen Hemmnisse fiir den Ausbau der Windenergie an Land ist der Mangel an verfiig-
barer Fliche. Unmittelbares Ziel des WindBG ist gemil3 Absatz 2 daher die Férderung von Flachenaus-
weisungen fiir die Windenergie an Land, um die energiewirtschaftlichen Flachenbedarfe zu decken. Das
Gesetz verankert verbindliche Flichenziele fiir die Ausweisung von Windenergiegebieten in den Léndern,
die sich aus den Ausbauzielen des EEG 2023 ableiten.

Um die energiewirtschaftlichen Bedarfe zu decken, muss die Flichenverfligbarkeit fiir Windenergie an
Land in den kommenden Jahren deutlich erhoht werden. Das EEG 2023 sieht vor, den Anteil der Erneu-
erbaren Energien am Bruttostromverbrauch bis zum Jahr 2030 auf 80 Prozent anzuheben. Um diese Aus-
bauziele zu erreichen, miissen 2 Prozent der Bundesfliche fiir die Windenergie an Land ausgewiesen
werden. Nach Abschitzungen des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz sind 2 Prozent
der Bundesfliche notwendig, um eine Leistung von ca. 165 GW Windenergie an Land zu installieren.
Diese Abschétzung ist aber stark abhéngig von der tatsdchlichen Nutzbarkeit der Flichen und der tatsach-
lichen Flacheneffizienz (Anlagenplatzierung und Volllaststunden). Bei der Abschitzung des Bundesmi-
nisteriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz wurde eine Nicht-Nutzbarkeit der Fldchen von 30 Prozent
unterstellt. Dies entspricht den Ergebnissen zur Flichennutzbarkeit einer aktuellen Studie im Auftrag des
Umweltbundesamtes. Nach aktuellem Stand sind jedoch nur rund 0,8 Prozent der Bundesfldche fiir die
Windenergie an Land ausgewiesen, lediglich 0,5 Prozent sind tatsdchlich fiir die Windenergie an Land
verfiigbar. Die ausgewiesene Fliche muss in den ndchsten Jahren also mehr als verdoppelt werden.

Das Gesetz schlieit eine Liicke, um einen bedarfsgerechten Windenergieausbau zu ermoglichen. Das
Bauplanungsrecht und Raumordnungsrecht rdumt den Planungstrégern bislang die Moglichkeit ein, den
Windenergieausbau an Land mithilfe der sogenannten Konzentrationszonenplanung rdumlich zu steuern.
Dabei konnen die Planungstriger nicht nur positiv bestimmen, auf welchen Flachen Windenergieanlagen
privilegiert zuldssig sind. Sie konnen zugleich bestimmen, auf welchen Flichen Windenergieanlagen in
der Regel ausgeschlossen sind. Diese planerische Steuerungsmoglichkeit ist bislang nicht an die energie-
wirtschaftlichen Bedarfe gekniipft. Eine bedarfsgerechte Flichenausweisung ist daher nicht sichergestellt.
Zwar hat die Rechtsprechung die Konzentrationswirkung von Flichenausweisungen fiir die Windenergie
an Land an die Voraussetzung gekniipft, dass jener ,,substanziell Raum verschafft wird“. Hierfiir bestan-
den bislang aber keine klaren gesetzlichen und an den Energiebedarf gekniipften Mengenvorgaben. Dies
verursachte eine hohe Komplexitit sowohl der Planung als auch ihrer gerichtlichen Kontrolle und fiihrte
zu Rechtsunsicherheit. Das Gesetz sorgt durch konkrete rechtliche Mengenvorgaben fiir mehr Rechtssi-
cherheit, vereinfacht und beschleunigt gemeinsam mit den in Artikel 2 vorgenommenen Anpassungen des
BauGB die Planung und entlastet die gerichtliche Kontrolle. Die Flichenbereitstellung durch planerische
Ausweisung von Windenergiegebieten wird an die energiewirtschaftlichen und klimapolitischen Bedarfe
geknlipft, die sich aus den Ausbauziele und -pfaden des EEG 2023 zum Erreichen der Klimaschutzziele
ergeben.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)

§ 2 definiert wenige Begriffe, die an anderer Stelle des Gesetzes vorausgesetzt werden.
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Zu Nummer 1

Nach § 4 Absatz 1 sind auf die Flachenbeitragswerte alle Fldchen anzurechnen, die in Windenergiegebie-
ten ausgewiesen sind. Der Begriff der Windenergiegebiete wird in Nummer 1 definiert. Er umfasst pla-
nerische Festsetzungen, Darstellungen bzw. zielférmige Festlegungen von Flachen fiir die Windenergie
an Land gleich welcher Planungsebene (Landes-, Regional- und Bauleitplanung). Im Falle der Flachen-
ausweisung im Rahmen der Raumordnung sind grundsétzlich nur Vorranggebiete und mit diesen ver-
gleichbare Gebiete erfasst. Fiir Eignungs- und Vorbehaltsgebiete wird eine Ubergangsregelung getroffen.
Sie werden auf die Fldchenbeitragswerte nach Spalte 1 der Anlage 1 sowie die korrespondierenden Teil-
flachenziele angerechnet, nicht aber auf die Flichenbeitragswerte nach Spalte 2 der Anlage 1. Denn der
Ausweisung von Eignungs- und Vorbehaltsgebieten kommt eine geringere Wirkung im Hinblick auf die
Flachensicherung fiir die Windenergie an Land als der Ausweisung von Vorranggebieten zu. Die Anrech-
nung von Flachen ist davon unabhéngig, ob dem Vorranggebiet die Wirkung eines Eignungsgebietes zu-
kommt.

Zu Nummer 2

Nummer 2 definiert den Begriff der Rotor-innerhalb-Flachen. Die Differenzierung zwischen Rotor-inner-
halb-Flachen einerseits und Rotor-auferhalb-Fldchen andererseits ist fiir den Umfang der Anrechenbar-
keit von Flachen auf die Flichenbeitragswerte entscheidend. Nach § 4 Absatz 3 sind Flachen grundsétz-
lich in vollem Umfang anzurechnen. Eine Ausnahme gilt jedoch fiir Rotor-innerhalb-Fléchen. Dabei han-
delt es sich um Fldchen, auf denen Windenergieanlagen aufgrund von planerischen Vorgaben oder man-
gels ausdriicklicher Zulassung eines Uberragens der Gebietsgrenzen nur zulissig sind, wenn der Rotor
der Anlage innerhalb der Fliache liegt. Als Rotor-auB3erhalb-Flachen kdnnen fiir die Zwecke dieses Geset-
zes umgekehrt nur solche Flichen angerechnet werden, fiir die ein Uberragen der Rotoren explizit zuge-
lassen wurde, da die Rechtsprechung bei mangelnder Aussage des Plangebers regelmifig von einer ,,Ro-
tor-innerhalb“-Vorgabe als ,,Normalfall ausgeht.

Die Berechnung der fiir den Ausbau der Windenergie erforderlichen Flachenbedarfe und die Festlegung
der Flachenbeitragswerte in Anlage 1 ist demgegeniiber unter der Annahme erfolgt, dass es sich um Ro-
tor-auBlerhalb-Flichen handelt, der Rotor also iiber die Flachengrenze hinausragen darf. Da eine Rotor-
innerhalb-Vorgabe die auf einer Fliche erzielbare Leistung mindert, sind solche Flachen nicht in vollem
Umfang auf die Flachenbeitragswerte anrechenbar, die Einzelheiten ergeben sich aus § 4 Absatz 3 Sétze 2
ff.

Zu Nummer 3

Nummer 3 definiert den Begriff der Windenergieanlage an Land analog zum EEG und unter Verweis auf
das Wind-auf-See-Gesetz.

Zu § 3 (Verpflichtungen der Linder )

Das WindBG adressiert und verpflichtet die Lander. Die Pflichten der Lander werden in § 3 geregelt und
konkretisiert

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die erfolgsbezogene Pflicht der Lander und gibt in Verbindung mit Anlage 1 verbindliche
Flachenziele (Flachenbeitragswerte) fiir die Windenergie an Land vor. Werden die Flachenbeitragswerte
ab den in Satz 2 genannten Stichtagen nicht eingehalten, ergibt sich die Rechtsfolge aus § 249 Absatz 7
BauGB. Windenergieanlagen sind dann im gesamten, von der Zielverfehlung betroffenen Planungsraum
privilegiert und Mindestabstandsregelungen auf der Grundlage des § 249 Absatz 3 BauGB sind nicht
mehr anwendbar.

Bei den Flichenbeitragswerten handelt es sich um Mindestvorgaben, die auch {iberschritten werden diir-
fen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 konkretisiert die Optionen zur Erfiillung der Pflicht der Lander nach Absatz 1. Hierdurch soll
nicht der Spielraum der Lander begrenzt werden, die Flichenziele im Rahmen ihres individuellen Pla-
nungssystems umzusetzen. Die Art und Weise der planerischen Steuerung von Windenergieanlagen wird
durch das Gesetz nicht geregelt. Vielmehr soll die (deklaratorische) Aufzahlung der Handlungsmdoglich-
keiten ein fritheres Monitoring des Gesetzesvollzuges ermoglichen, das in Absatz 3 geregelt wird. Die
aufgezéhlten Erfiillungsoptionen sollen die Moglichkeiten der Umsetzung der Flachenziele im Rahmen
aller vorhandenen und stark divergierenden Planungsstrukturen der Lénder abbilden. Das WindBG selbst
lasst die Planungsebene, auf der Windenergiegebiete ausgewiesen werden, offen.

Die Lander konnen sich unterschiedlicher Optionen zur Erflillung der Pflicht nach Absatz 1 bedienen.
Moglich ist eine eigene Ausweisung der erforderlichen Flachen (Satz 1 Nummer 1) oder die Sicherstel-
lung einer Ausweisung durch andere Planungstriger (Satz 1 Nummer 2). Satz 1 Nummer 1 kommt zur
Anwendung, wenn Ausweisungen fiir die Windenergie an Land in landesweiten Raumordnungsplénen
erfolgen oder das jeweilige Land Triger der Regionalplanung ist. Satz 1 Nummer 2 findet Anwendung,
wenn das Land die Konzentrationszonenplanung der Regionalplanung durch von ihm abweichende Pla-
nungstriger oder der Bauleitplanung {iberlésst. In diesem Fall muss das jeweilige Land seinen Flachen-
beitragswert auf die zusténdige Planungsebene herunterbrechen. Das Gesetz stellt klar, dass die landes-
spezifischen Ziele dabei in verbindlicher Form an die nachfolgenden Planungsebenen weitergegeben wer-
den miissen. Denn nur dann ist ein Gleichlauf zwischen den beiden Erfiillungsoptionen der Nummer 1
und Nummer 2 des Satzes 1 im Hinblick auf die Geeignetheit zur Bereitstellung der erforderlichen Fla-
chen gewihrleistet. Verbindliche Mengenvorgaben kénnen den nachfolgenden Planungstrédgern in Form
eines Landesgesetzes oder durch Festlegung von Zielen der Raumordnung in Raumordnungsplénen vor-
gegeben werden. Es ist denkbar, dass ein Land in unterschiedlichen Landesteilen verschiedene Planungs-
ebenen fiir zustdndig erklart. Fiir dieselbe Flache kann aber nur ein Teilflichenziel entweder auf regiona-
ler oder kommunaler Ebene bestimmt werden.

Ist das Land selbst Trager der Planung, muss es keine regionalen Teilflachenziele bestimmen. Satz 2 gibt
den Landern jedoch auch in diesen Féllen die Mdglichkeit, Teilflichenziele festzulegen. Auf diese Weise
kann das Land auch im Falle einer eigenen Flichenausweisung sicherstellen, dass die Rechtsfolge nach
§ 249 Absatz 2 und Absatz 7 Satz 1 BauGB nur in der betroffenen Planungsregion eintritt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 erginzt das Monitoring der Zielerreichung, d.h. der Erfiillung der Pflicht nach Absatz 1 (siche
§ 6), um eine vorgelagerte Uberpriifung der Umsetzung des Gesetzes. Bereits Ende Mai 2024 haben die
Lander im Rahmen ihrer Berichterstattung im EEG-Bund-Lander-Kooperationsausschuss erste Schritte
nachzuweisen, die zum Erreichen der Flachenbeitragswerte im Zieljahr nach Anlage 1, Spalte 1, notwen-
dig sind. Die zu erbringenden Nachweise sind dabei von dem gewahlten Planungssystem und der gew#hl-
ten Handlungsalternative nach Satz 1 abhéngig. Weisen die Lander selbst Fldchen aus, legen sie einen
Planaufstellungsbeschluss vor. Geben sie die Ziele an nachfolgende Planungsebenen weiter, haben sie
das Landesgesetz oder den Plan vorzulegen, mit dessen Hilfe die Flachenbeitragswerte heruntergebrochen
und verbindlich gemacht wurden. Auch dieses Monitoring erfolgt nach Maligabe des § 98 Absatz 5 EEG
auf Grundlage der im Rahmen des EEG-Bund-Lander-Kooperationsausschusses erhobenen Daten. Fiir
die Lander, die landesgesetzliche Mindestabstédnde auf der Grundlage des § 249 Absatz 3 BauGB einge-
fiihrt haben, hat ein Versto3 gegen die in § 3 Absatz 3 geregelte Nachweispflicht zur Folge, dass diese
landesgesetzlichen Regelungen unanwendbar werden (§ 249 Absatz 7 Satz 2 Alternative 1 BauGB).

Zu § 4 (Anrechenbare Fliche)

§ 4 regelt die Anrechnung ausgewiesener Flachen auf die Flachenbeitragswerte. Die Regelung bestimmit,
ob, wann und in welchem Malle Flichen bei der Feststellung des Erreichens der Flachenbeitragswerte
nach § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 beriicksichtigt werden. Die Anrechenbarkeit von Flichen nach dem
WindBG ist von der Frage der Wirksamkeit der Pldne zu unterscheiden, die sich nach den Regelungen
des Raumordnungs- und Bauplanungsrecht richtet. Obwohl durch die Grundregel des Absatz 2 Satz 1 ein
weitgehender Gleichlauf zwischen Wirksamkeit des Plans und Anrechenbarkeit der Flidche erzeugt wird,
trifft das Gesetz fiir die Anrechnung Sonderregelungen.
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Zu Absatz 1

Satz 1 regelt, dass alle in ausgewiesenen Windenergiegebieten liegenden Flachen auf die Flaichenbeitrags-
werte angerechnet werden. Der Begriff der Windenergiegebiete wird in § 2 Nummer 1 definiert.

Gleichzeitig stellt Satz 1 wie schon § 3 Absatz 1 Satz 1 klar, dass allein planerisch ausgewiesene Fliachen
auf die Flachenbeitragswerte angerechnet werden. Nicht anrechenbar sind daher insbesondere Fldchen,
auf denen Windenergieanlagen auf Grundlage ihrer Aulenbereichsprivilegierung zugelassen oder errich-
tet wurden, die aber nicht als Windenergiegebiet ausgewiesen sind. Das WindBG ordnet damit den pla-
nerisch gesteuerten Windenergieausbau als vorzugswiirdig ein. Denn die planerische Steuerung erlaubt
unter anderem einen Ausgleich mit gegenldufigen Nutzungsinteressen auf hoherer Ebene und entlastet
damit die Genehmigungsverfahren fiir Windenergieanlagen. Die rdumliche Steuerung der Flachennut-
zung flir die Windenergie an Land soll nicht allein der Projektsteuerung iiberlassen werden.

Da nach der Legaldefinition des § 2 Nummer 1 Ausweisungen unterschiedlicher Planungsebenen Beriick-
sichtigung finden, bedarf es einer Regelung fiir den Fall sich rdumlich iiberschneidender Darstellungen.
Satz 2 stellt klar, dass Ausweisungen unterschiedlicher Planungsebenen, die sich auf dieselbe Flache be-
ziehen, nicht doppelt angerechnet werden diirfen. Dies betrifft insbesondere Lander, in denen der Ausbau
der Windenergie nicht abschlieBend auf Ebene der Regionalplanung geplant wird und die Ausweisungen
des Regionalplanes im Rahmen der Bauleitpline wieder aufgegriffen werden. Der Uberschneidungsbe-
reich ist in diesen Fiillen nur einmalig anzurechnen. Im Ubrigen sind Flichen, die auf unterschiedlichen
Planungsebenen als Windenergiegebiete ausgewiesen sind, auf die Flachenbeitragswerte anzurechnen.

Zu Absatz 2

Nach Satz 1 setzt die Anrechnung grundsétzlich die Wirksamkeit der jeweiligen planerischen Auswei-
sung voraus.

Dies gilt zum einen fiir den Beginn (,,sobald*) der Anrechenbarkeit. Im Grundsatz findet eine Anrechnung
ausgewiesener Flichen erst ab dem Inkrafttreten des Plans statt. Eine noch zulissige gerichtliche Uber-
priifung des Plans oder ein bereits anhéngiges Normenkontrollverfahren hindern die Anrechnung der aus-
gewiesenen Fliche dagegen nicht.

Zum anderen ist eine Anrechnung nur moglich, ,,solange™ der Plan wirksam ist. Die Anrechenbarkeit der
Flachen wird also dynamisch, d.h. auch nach dem einmaligen Erreichen der Zielwerte des § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 betrachtet. Eine Zielverfehlung kann auch nachtréglich eintreten.

Die Sétze 2 und 3 regeln Ausnahmen von der Grundregel des Satzes 1. Sie sehen im Interesse der Rechts-
kontinuitit eine voriibergehende Anrechnung nicht wirksam ausgewiesener Flachen vor.

Satz 2 regelt den Fall einer ,,nachtriglichen Zielverfehlung™ aufgrund gerichtlicher Verwerfung eines
Plans. In diesen Féllen waren die Flichenbeitragswerte an den Stichtagen zunichst erreicht, da Satz 1 das
Inkrafttreten, nicht die Bestandskraft der Pline fiir die Anrechnung voraussetzt. Mit der Rechtskraft der
gerichtlichen Entscheidung sind die Pliane von Anfang an unwirksam. Damit wéren die Flachenbeitrags-
werte nach der Grundregel des Satzes 1 eigentlich riickwirkend verfehlt. Das Eintreten dieser Rechtsfolge
wird durch die Sonderregelung des Satzes 2 aufgeschoben. Die Regelung sieht eine Ubergangsfrist vor,
in der die in gerichtlich verworfenen Plidnen ausgewiesenen Flachen weiterhin Anrechnung finden. Die
Regelung soll insbesondere die Korrektur der Pline im ergénzenden Verfahren ermoglichen, ohne dass
in dem hierfiir erforderlichen Zeitraum die Rechtsfolge nach § 249 Absatz 7 BauGB eintritt. Ab Ablauf
der Frist gilt wieder die Grundregel des Satzes 1, ab diesem Zeitpunkt sind ungiiltig ausgewiesene Flachen
also nicht mehr anrechenbar. Die Annahme der Unwirksamkeit des Plans im Rahmen der inzidenten Kon-
trolle wird in Satz 2 der Verwerfung im Normenkontrollverfahren gleichgestellt.

Im Hinblick auf eine einstweilige Anordnung nach § 47 Absatz 6 VwGO bedarf es keiner Sonderregelung
entsprechend Satz 2. Die Anrechenbarkeit der ausgewiesenen Flachen bleibt von einer solchen Anord-
nung unberiihrt. Denn der Plan wird im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nur vorléufig auler Vollzug
gesetzt, wiahrend Satz 1 auf die Wirksamkeit des Plans abstellt.
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Satz 3 betrifft den Beginn der Anrechenbarkeit. Die Regelung sieht eine voriibergehende Ausnahme von
der Voraussetzung des Inkrafttretens des Plans vor. Den Lindern wird eine ,,Ubergangsfrist* gewihrt,
wenn die zur Erreichung der Flachenbeitragswerte notwendigen Plane spétestens mit Ablauf der Zieljahre
2026 bzw. 2032 zwar noch nicht in Kraft getreten, aber bereits beschlossen sind. Diese Flichen werden
wihrend der Ubergangsfrist verfriiht angerechnet. Die Frist soll den erforderlichen Zeitraum fiir die ggf.
erforderliche Genehmigung und die Bekanntmachung bzw. Verkiindung des Plans ermoglichen. Die Re-
gelung dient der Kontinuitét der Rechtslage. Sie verhindert, dass die Konzentrationswirkung der Pliane im
Fall einer geringfiigigen Verzogerung fiir den kurzen Zeitraum der noch ausstehenden Verfahrensschritte
entfallt und anschliefend wieder gilt. Denn dann wiirden sich die rechtlichen Anforderungen fiir die
Windenergieanlagen im Planungsraum in kurzer Zeit mehrfach dndern. Nach Fristablauf gilt auch in die-
sen Fillen wieder die Grundregel des Satzes 1. Tritt der Plan also binnen der Ubergangsfrist nicht in Kraft,
tritt die Rechtsfolge des § 249 Absatz 7 BauGB ein.

Zu Absatz 3
Absatz 3 regelt den Umfang der Anrechnung von Fldchenausweisungen.

Dabei gilt nach Satz 1 der Grundsatz, dass Flichenausweisungen im vollen Umfang auf die Flichenbe-
tragswerte angerechnet werden.

Die folgenden Sétze treffen eine besondere Anrechnungsregelung fiir Rotor-innerhalb-Flachen. Dabei
handelt es sich nach der Legaldefinition des § 2 Nummer 1 um Fléchen, auf denen aufgrund der planeri-
schen Vorgaben bzw. mangelnder planerischer Vorgaben Windenergieanlagen nur so platziert werden
diirfen, dass auch die Rotorblétter der Anlage innerhalb der ausgewiesenen Fliche liegen. Die Flachen-
beitragswerte der Anlage 1 des Gesetzes wurden unter der Annahme festgelegt, dass auf den ausgewiese-
nen Fliachen Anlagen auch dann zugelassen werden konnen, wenn die Rotorblétter iiber die Grenzen der
ausgewiesenen Flache hinausragen, der Anlagenmast also bis an die Grenze der Flache heranriicken kann.
Die Geltung einer Rotor-innerhalb-Regelung reduziert demgegeniiber die auf einer Fliche realisierbare
Leistung erheblich. Daher konnen solche Flachen nicht in vollem Umfang auf die Fldchenbeitragswerte
angerechnet werden. Andernfalls wiirden die festgelegten Flachenbeitragswerte nicht ausreichen, um die
nach dem EEG notwendigen Leistungsmengen zu ermdglichen. Satz 3 legt daher eine Umrechnungsme-
thode fiir Rotor-innerhalb-Flachen fest, durch welche die anzurechnende Flache gemindert und dadurch
die geminderte Nutzbarkeit dieser Fldchen abgebildet wird. Wie stark eine Rotor-innerhalb-Regelung die
Flachennutzbarkeit gegeniiber einer Rotor-auflerhalb-Betrachtung einschrinkt, ist stark von der Form der
Einzelflache abhingig. Satz 3 legt daher fest, dass eine flichenscharfe Umrechnung von Flachen zu er-
folgen hat, sofern fiir diese eine Rotor-innerhalb-Regelung gilt. Die Umrechnung erfolgt mittels Analyse
der GIS-Daten der entsprechenden Einzelflachen durch den Abzug von 75 Metern von den Grenzen der
ausgewiesenen Flache fiir die Windenergie an Land (Pufferung nach innen). Dies entspricht dem einfa-
chen Rotorradius abziiglich eines Turmfufliradius einer zum Zwecke dieser Umrechnung festgelegten
Standardwindenergieanlage. Sofern keine GIS-Daten vorliegen, ist nach Satz 5 eine Umrechnung iiber
die in Anlage 2 genannten Pauschalwerte vorzunehmen.

Zu § 5 (Feststellung und Bekanntmachung des Erreichens der Flichenbeitragswerte)

Absatz 1 regelt die Priifung, Feststellung und Publizitét des Erreichens der Flichenbeitragswerte bzw. der
aus diesen abgeleiteten regionalen oder kommunalen Teilflichenziele nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 oder Satz 2, und dient als Ankniipfungspunkt fiir die Rechtsfolge nach § 249 Absatz 2 BauGB.

Die Priifung und Feststellung erfolgt im Rahmen des jeweils maBgeblichen Planungsverfahrens. Der Pla-
nungstriger ist an die Flichenbeitragswerte bzw. die aus diesen nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder
Satz 2 abgeleiteten Teilfldchenziele gebunden. Nimmt ein Land die Flichenausweisung selbst vor, so
ergibt sich die Bindung an die Flachenbeitragswerte unmittelbar aus diesem Gesetz. Im Fall der Auswei-
sung auf regionaler oder kommunaler Ebene erfolgt die Bindungswirkung mit der Festsetzung regionaler
oder kommunaler Fliachenziele durch Landesgesetz oder als Ziele der Raumordnung. Der jeweilige Pla-
nungstrager muss daher bei der Planaufstellung auch die Vereinbarkeit mit den Flachenbeitragswerten
bzw. den hieraus abgeleiteten Teilflichenzielen priifen.
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Die Feststellung, dass der jeweilige Plan die mafigeblichen Flidchenbeitragswerte bzw. Teilflachenziele
einhilt, ist ein unselbstindiger Teil der Planung. Sie ist nicht isoliert gerichtlich angreifbar. Die Zustédn-
digkeit fiir die Feststellung variiert abhidngig von der Planungsebene und den landesrechtlichen Vorgaben.
Ist eine Genehmigung des Plans vorgesehen, so trifft die fiir die Genehmigung zustéindige Behorde nach
Satz 2 auch die Feststellung. Dies ist gemdl § 6 Absatz 1 BauGB bei Flichennutzungsplénen stets der
Fall. Bei Raumordnungsplinen regelt das Landesrecht die Genehmigungsbediirftigkeit der Plane und die
hierfiir zustidndige Stelle.

Die Priifung und Feststellung der mit diesem Gesetz neu geregelten Flachenbeitragswerte fligt sich in die
bestehende Planungspraxis ein, die damit insgesamt vereinfacht wird. Die Priifung erschopft sich in dem
Erreichen der nach den Vorschriften dieses Gesetzes mageblichen Flichenbeitragswerte bzw. fiir den
jeweiligen Planungsraum geltenden regionalen oder kommunalen Flachenziele. Bei der Priifung und Fest-
stellung der Zielerreichung sind die Regelungen nach § 4 zu beachten. Da hiernach nur wirksame Pléne
anrechenbar sind, die Genehmigung, Bekanntmachung bzw. Verkiindung aber Voraussetzung des Inkraft-
tretens sind, muss fiir die Priifung und Feststellung des Erreichens der Flichenbeitragswerte das Inkraft-
treten des Plans antizipiert werden.

Absatz 1 Satz 3 regelt deklaratorisch die Bekanntgabe bzw. Verkiindung der Feststellung, durch die Pub-
lizitdt im Hinblick auf die Rechtsfolge nach § 249 Absatz 2 BauGB hergestellt wird. Es erfolgt keine
gesonderte Bekanntgabe bzw. Verkiindung der Feststellung, da jene Bestandteil der Gesamtentscheidung
tiber den Plan ist. Die fiir den jeweiligen Plan geltenden Publizitdtsvorschriften finden Anwendung.

Absatz 2 trifft eine Sonderregelung fiir existierende Pline, die bereits den Flachenbeitragswerten oder den
nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 festgelegten regionalen oder kommunalen Teilflichen-
zielen entsprechen. Um auch in diesem Fall Publizitit im Hinblick auf die Rechtsfolge des § 249 Absatz 2
BauGB zu gewihrleisten, bedarf es einer Bekanntmachung oder Verkiindung der Feststellung iiber die
Zielerreichung. Mit dem Eintritt der Bindungswirkung der Flachenbeitragswerte, regionalen oder kom-
munalen Teilfldchenziele sind die Planungstréger in einem ersten Schritt gehalten, zu priifen, ob es wei-
terer Planungen bedarf. Sofern der Planungstrager dabei feststellt, dass Bestandsplidne den Flichenbei-
tragswerten oder geltenden Flachenzielen entsprechen, entféllt der Bedarf fiir Neuplanungen. Mit Blick
auf den Eintritt der Rechtsfolge muss diese Feststellung nach Satz 2 6ffentlich bekannt gemacht oder
verkiindet werden.

Absatz 3 regelt die Feststellung und Publizitit der Erfiillung der Pflicht nach § 3 Absatz 3. Die Feststel-
lung ist Ankniipfungspunkt fiir die Rechtsfolge des § 249 Absatz 7 Satz 2 BauGB.

Zu § 6 (Evaluierung und Verordnungserméchtigung)
§ 6 trifft Regelungen zur Evaluierung und gegebenenfalls Anpassung des WindBG in der Zukunft.

Absatz 1 sieht eine regelmifBige Berichterstattung zum Stand der Umsetzung des Gesetzes und dem Fort-
schritt beim Erreichen der Flachenbeitragswerte durch die Bundesregierung und verweist hierzu auf die
Vorschrift des neugefassten § 98 Absatz 4 EEG 2023 (Artikel 4), der die Inhalte der jahrlichen Bericht-
erstattung bestimmt. Die Berichterstattung erfolgt auf der Grundlage der durch den EEG-Bund-Lénder-
Kooperationsausschuss nach § 97 EEG koordinierten Daten. Die dort vorgesehene Datenerfassung wird
um Angaben zum Stand der Flichenausweisung und Umsetzung nach § 3 Absatz 2 erweitert. Das seit
dem EEG 2021 etablierte Monitoringsystem wird gestédrkt und fiir die Evaluierung des Gesetzes genutzt.
Der in dem neugefassten § 98 Absatz 5 EEG vorgesehene Ausschluss personenbezogener Daten bei der
Berichterstattung ist zu beriicksichtigen.

Absatz 2 regelt die Veroffentlichung der Berichte auf der Internetseite des Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Klimaschutz. Dabei ist eine graphische Darstellung im Hinblick auf das Erreichen der Fla-
chenbeitragswerte in den einzelnen Lindern vorzusehen. Fiir die Offentlichkeit wird dadurch transparent
gemacht, welche Lénder sich auf dem Pfad zum Erreichen der Flichenbeitragswerte befinden und in wel-
chen Lindern Handlungsbedarf besteht. Auch bei der Verdffentlichung ist der Ausschluss personenbezo-
gener Daten nach dem neugefassten § 98 Absatz 5 EEG zu beriicksichtigen.
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Absatz 3 regelt die regelmiBige Uberpriifung des WindBG spitestens ab 2025, die durch die regelmiBige,
jahrliche Berichterstattung der Bundesregierung nach Absatz 1 ermdglicht wird. Kommt die Bundesre-
gierung in ihrem Bericht zu dem Ergebnis, dass es weiterer gesetzgeberischer Mainahmen bedarf, um die
Erreichung der Flachenbeitragswerte sicherzustellen oder, dass die Ausbauziele nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz in der jeweils geltenden Fassung eine Anderung der Flidchenbeitragswerte erfordern, legt
die Bundesregierung in den festgelegten Jahren der Evaluierung einen Vorschlag zur Anpassung des Ge-
setzes vor.

Die Absitze 4 und 5 ermoglichen eine Anpassung der Flichenbeitragswerte in Folge von Verhandlungen
zwischen den Léndern. Die Regelung dient der Flexibilisierung der Flichenziele gegeniiber individuellen
Losungen auf Lianderebene. Kann ein Land mehr Fliche fiir die Windenergie an Land bereitstellen als
durch den jeweiligen Flachenbeitragswert gefordert, so kann es diesen Flacheniiberhang einem anderen
Land fiir die Zwecke des WindBG zur Verfiigung stellen. Hierzu schlieBen die jeweiligen Lander einen
Staatsvertrag.

Da Flachen auBlerhalb des eigenen Landesgebietes nicht nach § 4 angerechnet werden, bedarf es in diesen
Fillen einer Anpassung der Flachenbeitragswerte. Diese ist durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Klimaschutz durch Rechtsverordnung grundsétzlich vorzunehmen. Ergibt eine Priifung des Bundes-
ministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz jedoch, dass die angepassten Flachenbeitragswerte mithilfe
der Bereitstellung des Flacheniiberhangs in beiden oder in einem der betroffenen Lénder offensichtlich
nicht erreicht werden konnen, sieht das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz von einer
Anpassung ab. Dies ist etwa der Fall, wenn die Flachen, die nach den gemif § 3 Absatz 3 WindBG nach-
zuweisenden Planfeststellungsbeschliissen oder Teilfldchenziele auszuweisen sind, die angepassten Fla-
chenbeitragswerte zahlenméaBig nicht erreichen wiirden. Der Staatsvertrag ist bis zum 31. Mai 2024 zu
iibermitteln. Diese Voraussetzung soll sicherstellen, dass die Vereinbarung im Rahmen der nach § 3 Ab-
satz 2 geforderten Umsetzungsschritte beriicksichtigt werden kann. Auf die gesetzlichen Stichtage nach
§ 3 Absatz 1 Satz 2 haben weder ein Staatsvertrag noch eine Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 4
WindBG Auswirkungen.

Absatz 4 Satz 2 begrenzt den Umfang der im Rahmen der Rechtsverordnung des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Klimaschutz mdglichen Anpassung der Flichenbeitragswerte. Unter anderem aus Griin-
den des Netzausbaus und der Verteilungsgerechtigkeit ist eine rdumliche Verteilung der Windenergiean-
lagen im Bundesgebiet gefordert.

Absatz 5 enthdlt eine Verordnungserméchtigung fiir die Rechtsverordnung nach Absatz 4.
Zu Anlage 1 (Flichenbeitragswerte )

Anlage 1 bestimmt zeitlich gestaffelte, linderspezifische Zielwerte fiir die Windenergiefldchen (Flachen-
beitragswerte), die in den Landern geméB § 3 Absatz 1 ausgewiesen werden miissen.

Die Flachenziele dienen der Umsetzung der im EEG 2023 vorgesehenen Ausbaumengen fiir die instal-
lierte Leistung zur Erzeugung von Windenergie an Land. Daher leiten sich die Flachenzielvorgaben so-
wohl zeitlich als auch inhaltlich aus den Ausbauzielen des EEG 2023 ab. Mit den neuen Ausbauzielen
des EEG 2023 soll die deutsche Stromversorgung deutlich schneller auf erneuerbare Energien umgestellt
werden: Im Jahr 2030 sollen 80 Prozent des in Deutschland verbrauchten Stroms aus erneuerbaren Ener-
gien stammen, um bis 2045 Treibhausgasneutralitit zu erreichen. Fiir den Ausbau der Windenergie an
Land sieht das EEG 2023 vor, die Ausbauraten auf ein Niveau von 10 GW pro Jahr zu steigern, sodass
im Jahr 2030 insgesamt rund 115 GW Wind-Leistung in Deutschland installiert sein sollen. Mittel- und
langfristig soll die installierte Leitung auf 157 GW im Jahr 2035 und 160 GW im Jahr 2040 ansteigen und
auch nach 2040 auf dem Niveau von 160 GW erhalten bleiben.

Abgeleitet von den durch das EEG 2023 vorgegebenen Ausbaumengen verankert das Gesetz fiir die
Windenergie an Land ein Flachenziel in Hohe von insgesamt zwei Prozent der Bundesflache. Diese Fla-
che ist notwendig, um die langfristigen Ausbauziele fiir die Windenergie an Land zu erreichen. Dieser
Flachenbedarf wird in Anlage 1, Spalte 2 durch die Festlegung linderspezifischer Flichenbeitragswerte
auf die Bundeslander verteilt. Die Flachenbeitragswerte beriicksichtigen die vorhandenen Flachenpoten-
ziale vor Ort. Grundlage fiir den gewdhlten Verteilungsschliissel bilden die Ergebnisse einer umfangrei-
chen Flachenpotenzialstudie im Auftrag des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz. Um
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extreme Unterschiede im Hinblick auf die Lastenverteilung zwischen den Landern zu vermeiden, wurden
bei der Verteilung eine Untergrenze von mindestens 1,8 Prozent sowie eine Obergrenze von maximal
2,2 Prozent fir das Gesamtziel 2032 gesetzt. Dariiber hinaus wurde eine Sonderregelung fiir die Stadt-
staaten getroffen. Der Ausbau der Windenergie an Land sollte jedoch auch in den Stadtstaaten kontinu-
ierlich vorangetrieben werden. Bei der Definition der Stichtage fiir die Flachenbeitragswerte wurden die
notwendigen Realisierungszeitraume fiir Genehmigung und Bau von Windenergieanlagen an Land nach
Inkrafttreten entsprechender Flaichenausweisungen beriicksichtigt. Um die rechtzeitige Erreichung der im
EEG 2023 vorgesehenen Ausbaumengen fiir Windenergie an Land sicherzustellen, miissen die dafiir not-
wendigen Fldchen mit einem entsprechenden zeitlichen Vorlauf von mindestens drei bis vier Jahren be-
reitgestellt werden. Entsprechend ist das Gesamtziel mit Ablauf des Jahres 2032 und das Zwischenziel
mit Ablauf des Jahres 2026 zu erreichen.

Zu Anlage 2 (Anrechnungsfaktoren fiir Rotor-innerhalb-Fliichen, fiir die keine GIS-Daten
vorliegen)

Anlage 2 regelt gemeinsam mit § 3 Absatz 3 Satz 5 ein Umrechnungsverfahren fiir Rotor-innerhalb-F14-
chen, fiir die keine GIS-Daten vorliegen, um auch in diesen Fillen die auf die Flachenbeitragswerte an-
rechenbare Fliche zu bestimmen. Rotor-innerhalb-Flichen konnen nur anteilig angerechnet werden.
Ohne GIS-Daten ist eine flachenscharfe Umrechnung nach § 4 Absatz 3 Satz 3 jedoch nicht moglich.
Daher ist die Umrechnung anhand von Pauschalwerten vorzunehmen. Anlage 2 legt hierfiir Anrechnungs-
faktoren fest. Da die Flachengrof3e einen erheblichen Einfluss auf die tatsdchliche Flachennutzbarkeit hat,
je nachdem ob der Rotor der Windenergieanlage innerhalb oder auflerhalb der Flache liegt, ist der anzu-
wendende Anrechnungsfaktor von der Gesamtgrof3e der Rotor-innerhalb-Flache abhéngig. Es werden ins-
gesamt sechs Groflenklassen mit jeweils unterschiedlichen Anrechnungsfaktoren vorgegeben

Zu Artikel 2 (Anderung des Baugesetzbuchs)
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die vorgeschlagene Einfiihrung von
§ 245¢ BauGB sowie die Neufassung des § 249 BauGB.

Zu Nummer 2 (§ 5 Absatz 2b)

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Einfithrung einer neuen, von § 35 Absatz 3 Satz 3
BauGB abweichenden Sonderregelung in § 249 Absatz 2 BauGB. Durch den Verweis auf den neuen
§ 249 Absatz 2 BauGB soll geregelt werden, dass die Moglichkeit zur Aufstellung sachlicher und rdum-
licher Teilflachennutzungspline zum Zwecke der Ausweisung von Flachen fiir die Windenergie auch
nach der neuen Rechtslage fortbesteht.

Zu Nummer 3 (§ 9a BauGB)

Um die Aufstellung von Bauleitplédnen rechtssicherer zu gestalten, sollen die Anforderungen an die Be-
riicksichtigung artenschutzrechtlicher Belange in einer Verordnung konkretisiert werden. Die Verord-
nung ist vom Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zu erlas-
sen. Sofern auch Fragen der Windenergie betroffen sind, ist auch Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium fiir Wirtschaft und Klimaschutz herzustellen.

Zu Nummer 4 (§ 35 Absatz 1 Nummer 5)

Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, sollen weiterhin im
planungsrechtlichen AuBenbereich gemal § 35 Absatz 1 Nummer 5 privilegiert zuldssig sein. Allerdings
soll die Privilegierung durch die Sonderregelungen in § 249 BauGB eine besondere Ausgestaltung erhal-
ten. Insbesondere soll die Privilegierung an die neuen Zielvorgaben in Form von Flichenbeitragswerten
und Teilflichenzielen im WindBG gekniipft werden. Die Privilegierung soll dazu dienen, dass die in die-
sem Gesetz festgelegten Ziele fiir die planerische Ausweisung von Flichen fiir Windenergieanlagen auch
tatséchlich erreicht werden. Fiir weitere Einzelheiten zu der kiinftigen Behandlung von Windenergiean-
lagen in der Planung wird auf die Begriindung zu § 249 BauGB verwiesen. Soweit in § 249 BauGB keine
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abweichenden Regelungen getroffen werden, beurteilt sich die Zuldssigkeit von Windenergieanlagen an
Land wie bisher nach den allgemeinen Grundsitzen.

Zu Nummer 5 (§ 245e)
Zu Absatz 1

§ 245e Absatz 1 BauGB ist als Uberleitungsvorschrift zu der Sonderregelung in § 249 Absatz 1 BauGB
konzipiert. Danach soll § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB fiir Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 BauGB,
die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, mit Inkrafttreten dieses Geset-
zes nicht mehr anwendbar sein.

Demgegeniiber soll der vorgeschlagene Absatz 1 regeln, dass die aufgrund von Bestandsplanungen bei
Inkrafttreten dieses Gesetzes schon vorhandenen Wirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB iibergangs-
weise weiter Anwendung finden. Dies soll sicherstellen, dass Bestandsplanungen im Ubergangszeitraum
weiterhin umfassende Steuerungswirkung entfalten.

Die Fortgeltung der Wirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB soll aber mit der erstmaligen Feststel-
lung der Erreichung eines Flachenbeitragswertes oder Teilflachenziels gemil3 § 5 Absatz 1 oder Absatz 2
WindBG entfallen. Denn soweit eine solche Feststellung getroffen ist, wird die {iber § 35 Absatz 3 Satz 3
BauGB vermittelte Ausschlusswirkung des Plans nicht mehr benétigt, da sich die Zuldssigkeit von Wind-
energievorhaben auBerhalb ausgewiesener und nach dem WindBG anrechenbarer Flichen ab diesem Zeit-
punkt nach § 35 Absatz 2 BauGB richtet (siche § 249 Absatz 2 BauGB).

Spétestens soll die Fortgeltung aber mit Ablauf des 31. Dezember 2026 enden. Dieser Zeitpunkt entspricht
dem Stichtag gemil § 3 Absatz 1 Satz 2 WindBG. Ab diesem Zeitpunkt richtet sich die Zuldssigkeit von
Windenergieanlagen auBlerhalb ausgewiesener Flichen entweder nach § 249 Absatz 2 BauGB — bei Ein-
haltung der Flachenziele — oder nach § 249 Absatz 7 BauGB — bei deren Verfehlung.

In beiden Fillen sollen die Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB nur fiir Windenergieanla-
gen entfallen. Im Ubrigen sollen die Pline fortgelten, soweit nicht ausnahmsweise die Grundziige der
Planung beriihrt sind. Die Fortgeltung betrifft neben den die Windenergie nicht betreffenden Planinhalten
auch die positiv fiir die Windenergie ausgewiesenen Fldchen. Diese konnen demzufolge auch nach dem
Eintritt der in diesem Absatz geregelten Rechtsfolge auf die Fldchenbeitragswerte angerechnet werden.

Weiterhin enthélt Absatz 1 eine Uberleitungsvorschrift fiir bereits in Aufstellung befindliche Pline. Wird
der Plan bis spétestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam, soll er wie ein Bestandsplan
behandelt werden. Diese Uberleitungsvorschrift korrespondiert mit einer vergleichbaren Vorschrift zur
Anrechnung von Eignungs- und Vorbehaltsgebieten in § 2 Nummer 1 Buchstabe b) WindBG.

Satz 5 enthélt die Klarstellung, dass die Regelung der Fortgeltung den Planungstréger nicht daran hindern
soll, den Plan zu &ndern, zu ergidnzen oder aufzuheben. Dies wiirde sich nach den allgemeinen Regeln
richten, wobei die neuen Sonderregelungen in § 249 BauGB zu beachten wéren.

Zu Absatz 2

Infolge der Unanwendbarkeit des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB fiir Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Num-
mer 5 BauGB, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, entfillt auch die
Moglichkeit der Zuriickstellung von Baugesuchen nach § 15 Absatz 3 BauGB. Um diese Vorschrift an-
wenden zu kdnnen, muss die Gemeinde beschlossen haben, einen Flichennutzungsplan aufzustellen, zu
andern oder zu ergénzen, mit dem die Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB erreicht werden
sollen. Fiir einen Ubergangszeitraum bis 2026 soll die Zuriickstellung entsprechend § 15 Absatz 3 BauGB
aber auch zur Sicherung von Planverfahren moglich sein, die durchgefiihrt werden, um die Flachenbei-
tragswerte oder Teilflachenziele des WindBG zu erreichen. Die Aussetzung von Entscheidungen iiber die
Vorhabenzulassung soll spitestens am 31. Dezember 2026 enden. Dies entspricht dem ersten Stichtag
gemil § 3 Absatz 1 Satz 2 WindBG.
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Zu Absatz 3

Absatz 3 enthilt eine besondere Uberleitungsvorschrift zum Repowering von Windenergieanlagen und
eine Riickausnahme von Absatz 1. Danach konnen die gemil3 Absatz 1 fortbestehenden Wirkungen ge-
maf § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB Vorhaben zum Zweck des Repowering von Windenergieanlagen in der
Regel nicht entgegengehalten werden, sofern die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Hierbei
handelt es sich um eine Umkehr des ansonsten gemal § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB in Verbindung mit
§ 245e Absatz 1 bestehenden Regel-Ausnahme-Verhéltnisses. Die Vorschrift soll es erleichtern, trotz ei-
ner planerischen Ausschlusswirkung das sogenannte Repowering von Bestandsanlagen zuzulassen, ohne
den Bestandsplan aufzuheben oder zu dndern. Zur Definition des Repowering wird auf § 16b Absétze 1
und 2 BImSchG verwiesen.

Sollen die Anlagenstandorte nach dem Wunsch der Gemeinde aber weiterhin ausgeschlossen bleiben, hat
die Gemeinde die Moglichkeit, die Aussetzung der Entscheidung iiber das Baugesuch zunéchst bis zum
31. Dezember 2024 zu beantragen. Zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit und Rechtsstreitigkeiten nor-
miert das Gesetz keine zusitzlichen Voraussetzungen fiir die Zuriickstellung bis Ende 2024. Bei der Ent-
scheidung iiber die Antragstellung ist die in § 2 EEG normierte besondere Bedeutung der Erneuerbaren
Energien von der Gemeinde zu beriicksichtigen. Die Frist bis zum 31. Dezember 2024 kniipft an die
Nachweispflicht der Lander gemiB § 3 Absatz 3 WindBG an. Entscheiden sich die Lénder fiir die Festle-
gung von Teilflichenzielen, miissen diese bis zum 31. Mai 2024 verbindlich feststehen. Erst danach wird
eine Aussage dariiber moglich sein, wie viele Flachen in einer Region oder Gemeinde fiir das Erreichen
der Flachenbeitragswerte und Teilflachenziele bendtigt werden.

In den Monaten bis zum Ende des Jahres 2024 werden Vorarbeiten fiir die konkrete Fldchenauswahl
abgeschlossen sein, welche die Gemeinde dann in die Lage versetzen, eine gegebenenfalls gewiinschte
erstmalige oder weitere Aussetzung bis zum Ende des Jahres 2026 ndher zu rechtfertigen. Nach Satz 3
besteht demgemal nur noch dann die Moglichkeit der Gemeinde, eine Aussetzung bis zum 31. Dezember
2026 zu beantragen, wenn der Erhaltung des Standortes planerische Erwédgungen entgegenstehen und
wenn anzunehmen ist, dass der Vorhabenstandort fiir das Erreichen des einschldgigen Flachenbeitrags-
werts oder Teilflachenziels gemédl dem WindBG nicht bendtigt wird.

Die iiberragende Bedeutung der erneuerbaren Energien insbesondere auch fiir die Versorgungssicherheit
streitet fiir die Erleichterung des Repowering schon vor den Stichtagen des WindBG. Vor diesem Hinter-
grund sollen die gesetzlichen Voraussetzungen des Antrages verhindern, dass dieser nur aus dem negati-
ven Interesse an der Freihaltung der Flidche gestellt wird. Es miissen positiv konkurrierende Nutzungsin-
teressen fiir das Entfallen des Standortes fiir die Windenergie an Land sprechen. AuBlerdem muss die
Gemeinde darlegen, dass die Einhaltung des Flachenbeitragswertes bzw. des einschldgigen Teilfldchen-
ziels fiir das Jahr 2026 auch ohne die in Rede stehenden Standorte voraussichtlich sichergestellt werden
kann.

Fiir den Zeitraum ab dem Jahr 2027 ist eine weitere Zuriickstellung nicht erforderlich, da entweder § 249
Absatz 2 BauGB — bei Einhaltung der Flachenziele — oder § 249 Absatz 7 BauGB — bei deren Verfehlung
— gelten soll.

Zu Nummer 6
Zu Absatz 1

Mit Inkrafttreten der Sonderregelung des § 249 Absatz 1 BauGB soll § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB fiir
Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 BauGB, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der
Windenergie dienen, nicht mehr gelten. Eine Ausschlusswirkung nach dieser Vorschrift soll fiir die ge-
nannten Anlagen durch Planung, also durch Ziele der Raumordnung oder Darstellungen in Flichennut-
zungspladnen, nicht mehr erzielt werden kénnen. An dessen Stelle tritt die Sonderregelung des § 249 Ab-
satz 2 BauGB. Auf die Uberleitungsvorschriften in § 245¢ Absitze 1 und 3 BauGB wird ergéinzend hin-
gewiesen.
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Zu Absatz 2

Mit den Flachenbeitragswerten des WindBG definiert der Gesetzgeber den energiewirtschaftlichen Fla-
chenbedarf fiir Windenergieanlagen, um die Ausbauziele fiir die Windenergie an Land und die Klimaziele
des Bundes zu erreichen. Die Regelung in Absatz 2 integriert die im WindBG neu geregelten Flachenziele
wie folgt in die Systematik des Planungsrechts: Werden die Fliachenbeitragswerte bzw. die aus diesen
abgeleiteten Teilfldchenziele erreicht oder liberschritten, besteht flir den Fortbestand der gesetzlichen Pri-
vilegierung auBerhalb der nach dem WindBG anrechenbaren Windenergiegebiete kein Bediirfnis mehr.
Daher soll im Sinne des AuBlenbereichsschutzes dort die Privilegierung entfallen, wenn das Erreichen
oder Uberschreiten eines Fldchenziels gemiB § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 WindBG festgestellt wurde.

Durch die Umstellung des im Gesetz angelegten Verhiltnisses zwischen Planung und Privilegierung, die
nunmehr nach der MaBigabe des § 249 BauGB besteht, und die Einbettung der Flichenbeitragswerte und
Teilflachenziele des WindBG in die Systematik des Planungsrechts soll die Planung erheblich vereinfacht
werden.

Die Vorgabe klarer gesetzlicher Beitragswerte fiir die Fldchenausweisung ersetzt zum einen die bislang
aus dem sogenannten ,,Substanzgebot™ folgenden Anforderungen an die Planung. Kiinftig ist es unerheb-
lich, ob ein Planungstrager nach der Systematik des bisherigen Rechts der Windenergie substanziell Raum
verschafft hat. MaBgeblich sind alleine die gesetzlichen Flachenbeitragswerte und die ggf. daraus abge-
leiteten Teilflichenziele, an deren Einhaltung gesetzliche Rechtsfolgen gekniipft werden.

Ferner ist kiinftig nicht mehr erforderlich — und fiir die Ebene der Flichennutzungsplanung auch nicht
mehr moglich —, zur Steuerung der Zuléssigkeit von Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 BauGB,
die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, eine Ausschlusswirkung durch
Planung zu bewirken. Die Rechtfertigung des Plans soll sich nunmehr auf die positiv fiir die Windenergie
ausgewiesenen Flachen beschrinken konnen. Der Wegfall der Privilegierung folgt direkt aus dem Gesetz,
wie Satz 3 klarstellt. Dadurch wird auch ein gesamtrdumliches Planungskonzept in seiner bisherigen
Form, mit dem im Einzelnen auch die Ausschlusswirkung im iibrigen Au3enbereich gerechtfertigt werden
musste und an das deswegen hohe Anforderungen gestellt wurden, kiinftig nicht mehr erforderlich sein.

Die Rechtsfolge des Wegfalls der Privilegierung bei Feststellung der Zielerreichung tritt in dem Gebiet
ein, auf das sich das jeweils erreichte Flichenziel bezieht. Handelt es sich um den Flachenbeitragswert
selbst, gilt die Rechtsfolge gemil Satz 1 im gesamten Bundesland. Hat das Land Teilflichenziele festge-
legt und bezieht sich die Feststellung auf diese Ziele, greift die Rechtsfolge gemifl Satz 2 nur in der Re-
gion bzw. Gemeinde, fiir die das jeweilige Teilflichenziel gilt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 249 Absatz 3 BauGB. Er enthilt eine Erméchti-
gungsgrundlage zum Erlass von Landesgesetzen, die einen Mindestabstand fiir Windenergieanlagen zu
im Landesgesetz ndher bezeichneten Nutzungen zu Wohnzwecken vorsieht. Der Mindestabstand darf
hochstens 1000 Meter betragen.

Auf der Grundlage von fritheren Fassungen der Landerdffnungsklausel ergangene Landesgesetze gelten
grundsitzlich fort. Den Léndern steht es auch zukiinftig frei, ihre landesgesetzlichen Regelungen aufzu-
heben oder sie auf den nach der aktuell geltenden Landerdffnungsklausel zuldssigen Rahmen zuriickzu-
fiihren. Dariiber hinaus werden weiterhin ausdriicklich Anderungen des fortgeltenden Landesrechts er-
moglicht, sofern die wesentlichen Elemente der in dem fortgeltenden Landesgesetz enthaltenen Regelung
beibehalten werden.

Damit sich die Landerdffnungsklausel in die Systematik des neuen § 249 BauGB einfiigt, soll der durch
den Bundesgesetzgeber den Landern erdffnete Regelungsspielraum fiir die Zukunft verdndert werden.
Nach Inkrafttreten dieses Gesetzes muss auf der Grundlage dieses Absatzes neu erlassenes Landesrecht
vorsehen, dass die Mindestabstinde auf Flachen in Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1 WindBG
keine Anwendung finden. Dies gilt sowohl fiir wirksam ausgewiesene Gebiete in Bestandspldnen als auch
fiir Ausweisungen von Fldchen fiir die Windenenergie an Land in neuen Raumordnungs- und Bauleitplé-
nen. Bestehende Landesgesetze, die auf Grundlage des § 249 Absatz 3 BauGB in einer vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung erlassen wurden, miissen bis zum Ablauf des 31. Mai 2023
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entsprechend angepasst werden. Nach dem 1. Juni 2023 ist landesgesetzlichen Regelungen, die der Ver-
pflichtung des Satzes 5 nicht geniigen, die Kompetenzgrundlage entzogen.

Zu Absatz 4

Durch Absatz 4 soll klargestellt werden, dass es den Planungstrdgern unbenommen bleibt, auch nach
Feststellung des Erreichens der Flachenbeitragswerte insbesondere fiir das Zieljahr 2033 (Stichtag 31.
Dezember 2032) zusétzliche, tiber die Flachenziele des WindBG hinausgehende Flachen planerisch aus-
zuweisen. Fiir diese zusitzlichen Flachen entfallt die Rechtsfolge des Absatzes 2 mit Wirksamwerden des
Plans, da die Flachen dann innerhalb der Windenergiegebiete im Sinne des WindBG liegen.

Mit der allgemeinen Umstellung auf eine Positivplanung in Absatz 2 entféllt das Bediirfnis fiir eine wei-
tere Sonderregelung zu Positivplanungen, die bestehende Planungen erginzen sollen. Auf die Moglichkeit
zur Aufstellung von sachlichen und rdumlichen Teilplédnen gemidl § 5 Absatz 2b BauGB und § 7 Absatz 1
Satz 3 ROG wird hingewiesen.

Zu Absatz 5

Das WindBG stellt es den Landern frei, zu bestimmen, auf welcher Planungsebene die Fldchenauswei-
sungen fiir die Windenergie erfolgen soll. Absatz 5 soll sicherstellen, dass der nach § 3 Absatz 2 WindBG
zustidndige Planungstriger unverziiglich mit der Planung beginnen kann, ohne an etwaige entgegenste-
hende Planinhalte in Plédnen auf anderen Planungsebenen gebunden zu sein.

Wird beispielsweise ein Triager der Raumordnung gemil § 3 Absatz 2 WindBG zum zusténdigen Pla-
nungstriager bestimmt, soll dieser bei der Ausweisung von Windenergiegebieten geméfl § 2 Nummer 1
WindBG entgegenstehende Darstellungen in Flachennutzungsplédnen nicht beachten miissen, wenn die
Ausweisungen mit dem Ziel erfolgen, die Flichenbeitragswerte oder Teilflichenziele des WindBG zu
erreichen.

Umgekehrt soll die Gemeinde als zustindige Planungstrigerin bei der Ausweisung von Windenergiege-
bieten nicht an entgegenstehende Ziele der Raumordnung gebunden sein. Die Regelung findet in diesem
Fall sowohl auf die Flaichennutzungsplanung als auch auf die Bebauungsplanung Anwendung.

Die Regelung ist anwendbar, sobald verbindlich feststeht, welcher Planungstrager der zustindige gemaf
§ 3 Absatz 2 WindBG ist. Sie gilt auf Ebene der Planung so lange, wie Pline aufgestellt werden, um die
Flachenbeitragswerte oder Teilflichenziele im Sinne des WindBG zu erreichen.

Satz 2 {ibertriagt die Rechtsfolge des Satzes 1 auf die Zulassungsebene. Sind Windenergiegebiete nach
Satz 1 ausgewiesen worden, soll die Planung des zustindigen Planungstrdgers auch auf der Ebene der
Vorhabenzulassung den Planungen der jeweils anderen Planebene vorgehen, indem die Bindung an diese
anderen Planebenen auch fiir die Ebene der Vorhabenzulassung entfdllt. Hat der gemal3 § 3 Absatz 2
WindBG zusténdige regionale Planungstrager oder die demgeméal zustéindige Gemeinde in Umsetzung
der Flachenbeitragswerte Flachen fiir die Windenergie an Land ausgewiesen, so konnen in diesen Gebie-
ten einem Windenergievorhaben keine gegenldufigen Darstellungen oder Festlegungen in einem Plan auf
der jeweils anderen Planebene entgegengehalten werden. Satz 2 gilt auf unbestimmte Zeit. Die Regelung
des Satzes 2 geht dem § 245e Absatz 1 BauGB gemél dessen ausdriicklichem Wortlaut vor.

Zu Absatz 6

Absatz 6 enthélt eine erginzende Regelung zur Planerhaltung. Sie soll sicherstellen, dass im Rahmen
einer gerichtlichen Uberpriifung nach der Umstellung auf eine Positivplanung bei Windenergiegebieten
keine unangemessen hohen Anforderungen im Hinblick auf eine vergleichende Betrachtung zur Eignung
sonstiger Flichen im Planungsraum gestellt werden. Fiir die Rechtswirksamkeit des Planes soll es ausrei-
chen, dass die diesbeziiglich gewihlte planerische Methodik sowie das Ergebnis nachvollziehbar sind.
Eine bestimmte Planungsmethodik, etwa in Form bestimmter Planungsschritte einer vergleichenden Be-
trachtung, kann nicht verlangt werden.
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Zu Absatz 7

Absatz 7 Satz 1 regelt den Fall, dass nach Ablauf eines Stichtages gemdl § 3 Absatz 1 Satz 2 WindBG
(31. Dezember 2026 oder 31. Dezember 2032) in einem Gebiet die nach diesem Stichtag verbindlichen
Flachenziele des WindBG weder in Gestalt des Flachenbeitragswertes noch in Gestalt des Teilflachen-
zieles eingehalten werden. Wurden Teilflachenziele festgelegt, treten die Rechtsfolgen dieses Absatzes
nur in denjenigen Gebieten ein, in denen die Teilflaichenziele verfehlt wurden. Anderenfalls treten die
Rechtsfolgen im gesamten Landesgebiet ein. Fiir die Beurteilung, ob die Flichenziele zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt erreicht werden, sind die Vorschriften iiber die Anrechenbarkeit von Fliachen gemaf § 4
WindBG malgeblich.

In dem jeweiligen Gebiet entfdllt gemad Nummer 1 die Rechtsfolge des Absatzes 2, sofern sie vor diesem
Zeitpunkt bereits eingetreten war. Die Rechtsfolge des Absatzes 2 lebt erst wieder auf, wenn eine neuer-
liche Feststellung geméfl Absatz 2 iiber die Erreichung eines einschligigen Flichenziels nach dem
WindBG fiir das betreffende Gebiet getroffen wurde.

Unabhingig von den Rechtsfolgen nach Satz 1 Nummer 1 koénnen im Falle des Eintritts der Sanktionie-
rung gemil Absatz 7 Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 BauGB, die der Erforschung, Entwicklung
oder Nutzung der Windenergie dienen, zudem weder Ziele der Raumordnung noch Darstellungen in Fla-
chennutzungspldnen entgegengehalten werden. Hiervon sind sdmtliche Festlegungen und Darstellungen
erfasst, die dem Vorhaben ohne diese Regelung entgegengehalten werden konnten.

Daneben stellt Satz 1 Nummer 2 klar, dass auch sonstige Mainahmen der Landesplanung den genannten
Vorhaben nicht entgegengehalten werden kdnnen. Umfasst sind alle Mafinahmen der Landesplanung, die
diesen Vorhaben ohne diese Regelung entgegengehalten werden konnten. Dies sind beispielsweise lan-
desrechtliche Moratorien, Untersagungen im Sinne von § 12 ROG sowie sonstige Sicherungsinstrumente.
Die Vorschrift soll Versuche der Umgehung der Flachenbeitragswerte nach dem WindBG und der Rechts-
folgen dieses Absatzes bei Verfehlung der durch das WindBG festgeschriebenen Fliachenziele ausschlie-
Ben.

Die Rechtswirkungen nach Absatz 7 Satz 1 greifen in einem Gebiet nur, solange die tatbestandlichen
Voraussetzungen vorliegen, solange also weder der fiir das Land giiltige Flachenbeitragswert noch ein
einschligiges Teilflichenziel nach dem jeweiligen Stichtag erreicht wird. Entfallen diese Voraussetzun-
gen nachtréiglich, weil die Erreichung des zu diesem Zeitpunkt giiltigen Flachenbeitragswertes oder des
einschligigen Teilflichenziels gemdll § 5 Absatz 1 oder Absatz 2 WindBG erst dann festgestellt wurde,
féllt auch die Rechtsfolge gemal Absatz 7 Satz 1 wieder weg. Stattdessen tritt mit der Feststellung der
Zielerreichung (ggf. erneut) die Rechtsfolge des Absatzes 2 ein und Windenergieanlagen sind nur noch
innerhalb planerisch ausgewiesener Fliachen privilegiert zuléssig.

In Satz 2 sind die Konsequenzen der Zielverfehlung fiir die landesgesetzlichen Mindestabstinde nach
Absatz 3 Satz 1 und Satz 4 geregelt. Die Anwendbarkeit landesrechtlicher Mindestabstandsregelungen
wird mit der Erflillung der im WindBG geregelten Pflichten der Lander verkniipft. Die Mindestabstands-
regelungen diirfen der Umsetzung dieser Pflichten nicht entgegenstehen.

Auf der Grundlage des § 249 Absatz 3 BauGB ergangenes Landesrecht soll mit der Feststellung gemaf
§ 5 Absatz 3 Satz 2 WindBG unanwendbar werden, wenn das Land entgegen § 3 Absatz 3 WindBG nicht
die dort geforderten Nachweise dariiber erbringt, auf welche Weise es seine Fldchenbeitragswerte errei-
chen will. Die landesrechtlichen Mindestabstandsvorgaben sollen ebenfalls zum jeweiligen Stichtag un-
anwendbar werden, wenn der Flachenbeitragswert des Bundeslandes nicht erreicht wird. Lénder, deren
Mindestabstandsregelungen unanwendbar wurden, haben die Mdglichkeit, erneut Mindestabstandsrege-
lungen zu erlassen, wenn Sie ihren Verpflichtungen zur Einhaltung der Flachenbeitragswerte nachgekom-
men sind.

Zu Absatz 8

Der Absatz entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 249 Absatz 2 BauGB.
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Zu Artikel 3 (Anderung des Raumordnungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 8 Absatz 5)

Um die Aufstellung von Raumordnungsplénen rechtssicherer zu gestalten, sollen die Anforderungen an
die Beriicksichtigung artenschutzrechtlicher Belange in einer Verordnung konkretisiert werden. Die Ver-
ordnung ist vom Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zu erlas-
sen. Sofern auch Fragen der Windenergie betroffen sind, ist auch Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium fiir Wirtschaft und Klimaschutz herzustellen.

Zu Nummer 2 (§ 27 Absatz 4)

Der neue § 27 Absatz 4 ROG-E soll regeln, dass die Uberleitungsvorschriften des § 245¢ BauGB und die
Sonderregelungen des § 249 BauGB bei Raumordnungspldnen, die Windenergiegebiete im Sinne von § 2
Nummer 1 des WindBG beinhalten, entgegenstehenden Regelungen des Raumordnungsgesetzes vorge-
hen.

Zu Artikel 4 (Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 97)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit der Anderung in § 97 Absatz 1 EEG 2023 wird das Mandat des Kooperationsausschusses erweitert
auf die Koordinierung der Datenerfassung, die fiir die Umsetzung der Fldchenbeitragswerte nach dem
WindBG erforderlich ist. Bislang war hier die Koordinierung von Daten zu Flachen fiir die Nutzung von
Windenergieanlagen an Land vorgesehen und es kann an die bestehende Praxis angekniipft werden.

Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Mit der Anderung in § 97 Absatz 5 EEG 2023 wird konkretisiert, welche Daten zu erfassen sind. Mit der
nach dem WindBG vorgesehenen Pflicht der Lander zur Realisierung der Flachenbeitragswerte ergibt
sich der Bedarf zusétzlicher Daten. So wird in Nummer 3 und 4 der Nachweis von Maflnahmen zur Um-
setzung der Vorgaben nach § 3 des WindBG verlangt.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a (Absatzl)

Die Neufassung des Absatzes 1 erweitert die Berichterstattung der Lander um den Stand der Umsetzung
der Flachenausweisung fiir das Erreichen der jeweils geltenden Flachenbeitragswerte. Die Berichterstat-
tung zur Zielerreichung des EEG geht damit einher mit der Berichterstattung zu den nach dem WindBG
neu vorgesehenen, energiewirtschaftlich notwendigen Fliachenbeitrigen durch die Linder. Nummer 1
verlangt kontinuierlich Informationen zu dem Stand der Umsetzung der Flichenziele und umfasst die
Nachweispflicht nach den Vorgaben des § 3 Absatz 3 WindBG. Danach haben die Lénder bis zum 31.
Mai 2024 dariiber zu berichten, ob sie die zur Erreichung der Flichenziele notwendigen Fléchen selbst
ausweisen oder Teilflachenziele fiir regionale oder kommunale Planungstrager festlegen. Der Nachweis
umfasst im ersten Fall die entsprechenden Planaufstellungsbeschliisse und im zweiten Fall das Inkrafttre-
ten von Landesgesetzen oder Raumordnungsplénen, die regionale oder kommunale Teilflichenziele fest-
setzen.

Zu Buchstabe b (Absitze 4 und 5)

Absatz 4 erweitert die jéhrliche Berichterstattung der Bundesregierung zum Ausbau der erneuerbaren
Energien um die Bewertung des Umsetzungsstandes des WindBG und die dafiir notwendigen Berichtsin-
halte. Nummer 1 sieht eine Berichterstattung iiber Planaufstellungsbeschliisse und das Inkrafttreten von
Landesgesetzen oder Raumordnungsplédnen mit dem Inhalt verbindlicher regionaler oder kommunaler
Teilflachenziele vor, die nach § 3 Absatz 3 WindBG bis zum 1. Juni 2024 nachzuweisen sind. Dabei ist
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zu bewerten, ob die nachgewiesenen Mallnahmen geeignet sind, das Erreichen der Flidchenbeitragswerte
sicherzustellen. Die Erfiillung dieser Nachweispflicht ist auch mafigeblich fiir die Anwendbarkeit landes-
gesetzlicher Mindestabstandsregelungen auf der Grundlage des § 249 Absatz 3 BauGB; nach § 249 Ab-
satz 7 sind Mindestabstandsregelungen bei Versto3 gegen diese Pflicht oder im Fall der Verfehlung der
Flachenbeitragswerte zu den jeweiligen Stichtagen nicht mehr anwendbar. Mit den in Nummer 2 und 3
vorgesehenen Berichtsinhalten soll eine kontinuierliche Bewertung des Fortschritts bei dem Erreichen der
Flachenbeitragswerte gewéhrleistet und sollen Aussagen dazu getroffen werden, in welchem Umfang
Ausweisungen erfolgt und Neuplanungen nétig sind. Nummer 2 umfasst dariiber hinaus die Nutzung von
ausgewiesenen Flachen durch die Windenergie an Land. Damit wird die Frage des Flichenbedarfs mit
der Entwicklung des tatsdchlichen Zubaus bei der Windenergie an Land verbunden und es kann insbe-
sondere die in Nummer 5 vorgesehene Bewertung, ob die Flichenbeitragswerte geeignet sind, die Aus-
baupfade nach dem EEG 2023 zu erreichen, vorgenommen werden. Kommt der Bericht zu dem Ergebnis,
dass letzteres nicht der Fall ist oder aus anderen Griinden der Bedarf an weiteren gesetzlichen Mafinahmen
besteht, sieht § 6 Absatz 3 WindBG vor, dass die Bundesregierung spétestens zum 1. Juli 2025 und da-
nach alle vier Jahre einen umfassenden Vorschlag zur Anpassung dieses Gesetzes vorlegt. Absatz 5 sieht
vor, dass der Bericht auf Grundlage der nach § 97 Absatz 4 beschafften Daten mit Unterstiitzung des
Umweltbundesamts zu erstellen ist. Mit Satz 2 wird ausgeschlossen, dass die Berichterstattung personen-
bezogene Daten enthélt.

Zau Artikel 5 (Inkrafttreten)

Nach Artikel 5 tritt das Gesetz sechs Monate nach der Verkiindung in Kraft. Grund hierfiir sind zum einen
die Berithrungspunkte einzelner Regelungen zur Raumordnung (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 31 in Ver-
bindung mit Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 GG), zum anderen die verfahrensrechtliche
Regelung in § 5 Absatz 1 WindBG (Artikel 84 Absatz 1 Satz 3 GG). Obwohl dies nur vereinzelte Rege-
lungen betrifft, wird aus vollzugspraktischen Griinden ein einheitlicher Zeitpunkt des Inkrafttretens fest-
gelegt.
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	Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung und Beschleunigung  des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
	Artikel 1
	Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land
	§ 1
	Ziel des Gesetzes
	(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, im Interesse des Klima- und Umweltschutzes die Transformation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollständig auf erneuerbaren Energien beruht, durch den beschleunigten Ausbau der Winde...
	(2) Hierfür gibt dieses Gesetz den Ländern verbindliche Flächenziele (Flächenbeitragswerte) vor, die für den Ausbau der Windenergie an Land benötigt werden, um die Ausbauziele und Ausbaupfade des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014, das z...

	§ 2
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Gesetzes sind
	1. Windenergiegebiete:
	2. Rotor-innerhalb-Flächen:
	3. Windenergieanlagen an Land:


	§ 3
	Verpflichtungen der Länder
	(1) In jedem Bundesland ist ein prozentualer Anteil der Landesfläche nach Maßgabe der Anlage 1 zu diesem Gesetz (Flächenbeitragswert) für die Windenergie an Land auszuweisen. Dabei sind bis zum 31. Dezember 2026 mindestens die Flächenbeitragswerte nac...
	(2) Die Länder erfüllen die Pflicht nach Absatz 1, indem sie
	1. die zur Erreichung der Flächenbeitragswerte notwendigen Flächen selbst in landesweiten oder regionalen Raumordnungsplänen ausweisen oder
	2. eine Ausweisung der zur Erreichung der Flächenbeitragswerte notwendigen Flächen durch von ihnen abweichende regionale oder kommunale Planungsträger sicherstellen; dabei legt das jeweilige Land hierzu regionale oder kommunale Teilflächenziele fest, ...

	(3) Die Länder sind außerdem verpflichtet, bis zum 31. Mai 2024 im Rahmen ihrer Berichterstattung nach § 98 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes einmalig Folgendes nachzuweisen:
	1. im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 Planaufstellungsbeschlüsse zur Ausweisung der zur Erreichung der Flächenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1 notwendigen Flächen,
	2. im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 das Inkrafttreten von Landesgesetzen oder Raumordnungsplänen, die regionale oder kommunale Teilflächenziele festsetzen; dabei müssen die Teilflächenziele in der Summe den Flächenbeitragswert nach An...


	§ 4
	Anrechenbare Fläche
	(1) Für die Windenergie an Land im Sinne des § 3 Absatz 1 ausgewiesen sind alle Flächen, die in Windenergiegebieten liegen. Soweit sich Ausweisungen in Plänen verschiedener Planungsebenen auf dieselbe Fläche beziehen, ist die ausgewiesene Fläche nur e...
	(2) Ausgewiesene Flächen sind anrechenbar, sobald und solange der jeweilige Plan wirksam ist. Soweit ein Plan durch Entscheidung eines Gerichtes für unwirksam erklärt oder dessen Unwirksamkeit in den Entscheidungsgründen angenommen worden ist, bleiben...
	(3) Ausgewiesene Flächen nach Absatz 1 sind grundsätzlich in vollem Umfang auf die Flächenbeitragswerte anzurechnen. Rotor-innerhalb-Flächen sind nur anteilig auf die Flächenbeitragswerte anzurechnen. Hierfür ist mittels Analyse der standardisierten D...

	§ 5
	Feststellung und Bekanntmachung des Erreichens der Flächenbeitragswerte
	(1) Der Planungsträger stellt in dem Beschluss über den Plan fest, dass der Plan mit den Flächenbeitragswerten oder mit den Teilflächenzielen nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 im Einklang steht; dabei ist der Flächenbeitragswert oder das T...
	(2) Werden die Flächenbeitragswerte oder die daraus abgeleiteten regionalen oder kommunalen Teilflächenziele nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 ohne eine Ausweisung von neuen Windenergiegebieten erreicht, stellt ein Planungsträger dies bis ...
	(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz stellt bis zum 31. Juni 2024 fest, ob und welche Länder ihre Nachweispflicht nach § 3 Absatz 3 erfüllt haben. Im Fall des Pflichtverstoßes stellt das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimasc...

	§ 6
	Evaluierung; Verordnungsermächtigung
	(1) Die Bundesregierung berichtet ab dem 1. Januar 2024 nach § 98 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum Stand der Umsetzung dieses Gesetzes.
	(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz veröffentlicht den Bericht nach Absatz 1 sowie eine vereinfachte graphische Darstellung der Umsetzung der Flächenbeitragswerte in den einzelnen Ländern auf seiner Internetseite.
	(3) Kommt die Bundesregierung in ihrem Bericht nach § 98 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu dem Ergebnis, dass es weiterer gesetzgeberischer Maßnahmen bedarf, um die Erreichung der Flächenbeitragswerte oder die Anpassung der Flächenbeitrags...
	(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz passt durch Rechtsverordnung die Flächenbeitragswerte in Anlage 1 entsprechend an, wenn sich ein Land durch Staatsvertrag gegenüber einem anderen Land verpflichtet, mehr Fläche als gemäß § 3 Abs...
	(5) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz wird ermächtigt und verpflichtet, unter den in Absatz 4 genannten Voraussetzungen und in dem in Absatz 4 genannten Umfang durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Flächenbeitrag...

	Anlage 1
	Anlage 2

	Artikel 2
	Änderung des Baugesetzbuchs
	Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. In § 5 Absatz 2b werden nach den Wörtern „§ 35 Absatz 3 Satz 3“ die Wörter „oder des § 249 Absatz 2“ eingefügt.
	3. § 9a wird wie folgt geändert:
	(2) „ Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung ...

	4. § 35 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	5. Nach § 245d wird folgender § 245e eingefügt:
	„§ 245e
	Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
	(1) Die Rechtswirkungen eines Raumordnungs- oder Flächennutzungsplans gemäß § 35 Absatz 3 Satz 3 in der bis zum … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 5 dieses Gesetzes] geltenden Fassung für Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der ...
	(2) § 15 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Gemeinde beschlossen hat, einen Flächennutzungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen, um den Flächenbeitragswert im Sinne des § 3 Absatz 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes oder ein d...
	(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Rechtswirkungen gemäß § 35 Absatz 3 Satz 3 können Vorhaben im Sinne des § 16b Absätze 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123),...


	6. § 249 wird wie folgt gefasst:
	§ 249 „
	Sonderregelungen für Windenergieanlagen an Land
	(1) § 35 Absatz 3 Satz 3 ist auf Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht anzuwenden.
	(2) Außerhalb der Windenergiegebiete gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] richtet sich die Zulässigkeit der in Absatz 1 genannten Vorhaben in einem Land nach § 35...
	(3) Die Länder können durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Absatz 1 Nummer 5 auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn sie bestimmte Mindestabstände zu den im Landesgesetz bezeic...
	(4) Die Feststellung des Erreichens eines Flächenbeitragswerts oder Teilflächenziels steht der Ausweisung zusätzlicher Flächen für Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht entgegen.
	(5) Der nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes jeweils zuständige Planungsträger ist bei der Ausweisung von Windenergiegebieten gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes, um die Flächenbeit...
	(6) Die Ausweisung von Windenergiegebieten gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes erfolgt nach den für die jeweiligen Planungsebenen geltenden Vorschriften für Gebietsausweisungen. Für die Rechtswirksamkeit des Plans ist hingegen unb...
	(7) Sobald und solange nach Ablauf des jeweiligen Stichtages gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes weder der Flächenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 1 oder Spalte 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes noch ein daraus abgel...
	(8) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zulässig sind, wenn sichergestellt ist, dass nach der Errichtung der im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen a...




	Artikel 3
	Änderung des Raumordnungsgesetzes
	Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 8 Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:
	(5) „ Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung ...

	2. Dem § 27 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	(4) „ Für Raumordnungspläne, die Windenergiegebiete im Sinne von § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] beinhalten, sind die Überleitungsvorschriften des § 245e des Bauge...



	Artikel 4
	Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
	Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren...
	1. § 97 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Für die Sitzungen des Kooperationsausschusses müssen laufend die erforderlichen Daten beschafft und analysiert werden, insbesondere

	2. § 98 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Die Länder berichten dem Sekretariat des Kooperationsausschusses jährlich spätestens bis zum 31. Mai über den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien und den Stand der Ausweisung von Flächen nach den Vorschriften des Windenergieflächenbedarf...
	(4) „ Ab dem 1. Januar 2024 umfasst der Bericht nach Absatz 3 zusätzlich eine Bewertung zum Stand der Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes und enthält insbesondere Angaben über
	(5) Die Berichterstattung nach den Absätzen 3 und 4 erfolgt mit der Unterstützung des Umweltbundesamtes und auf der Grundlage der nach § 97 Absatz 5 beschafften und der nach § 98 Absatz 1 zu übermittelnden Daten. Die Berichterstattung nach Satz 1 darf...



	Artikel 5
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft.
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